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Konjunkturpaket II: Was bringen Investitionen in Infrastruktur

Die Bundesregierung hat mit dem sog. »Konjunkturpaket II« auf die Wirtschaftskrise
reagiert und stellt insgesamt fast 50 Mrd. € zur Verfügung. Die Mittel sollen großen-
teils für Investitionen in Infrastruktur genutzt werden. Ulrich Klüh und Wolfgang Wie-
gard, Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung und Universität Regensburg, sehen die Bundesregierung mit den beschlosse-
nen Maßnahmenpaketen auf dem richtigen Weg. Insgesamt seien die Maßnahmen,
sowohl das Volumen als auch die zentralen Komponenten betreffend, zu befürwor-
ten. Insbesondere begrüßen sie die Aufstockung der Infrastrukturinvestitionen. Kri-
tisch zu sehen sei, dass ein erheblicher Teil der beschlossenen Maßnahmen erst im
Jahr 2010 nachfragewirksam werde. Der mit den Konjunkturpaketen einhergehen-
de Anstieg der Nettokreditaufnahme müsse aber, sobald die aktuelle Abschwungs-
phase vorbei sei, gestoppt und der Anstieg der staatlichen Schuldenstandsquote in
den Folgejahren zurückgeführt werden. Auch Karl-Hans Hartwig, Universität Müns-
ter, begrüßt die Aufnahme von Verkehrsinfrastrukturinvestitionen in die Konjunktur-
pakete, da die Maßnahmen zusätzliche Investitionen und einen kurzfristigen Anstieg
des Bruttoinlandsprodukts bewirken, sofern durch ihre Finanzierung keine Verdrän-
gung privater Investitionen erfolgt und die Bauwirtschaft die gestiegene Nachfrage
schnell befriedigen kann. Um die Investitionsmittel möglichst zielführend einzuset-
zen, sollten die für die Bundesverkehrswege vorgesehenen Gelder vorwiegend in
die Substanzerhaltung und den Ausbau fließen. Thomas Bauer, Bayerischer Bauin-
dustrieverband, sieht im Konjunkturprogramm II die Chance, in diesem und im kom-
menden Jahr Produktion und Beschäftigung in der deutschen Bauwirtschaft zu sta-
bilisieren und die erwarteten Rückgänge speziell im Wirtschaftsbau und im Woh-
nungsbau zu einem erheblichen Teil zu kompensieren. Zumal die Investitionen in die
Infrastruktur Konjunktur- und Wachstumswirkungen verbinden. Busso Grabow,
Deutsches Institut für Urbanistik, Berlin, unterstreicht, dass im Gegensatz zum ers-
ten Paket das Konjunkturpaket II eine stärkere kommunale Komponente hat, so
dass deutlich mehr Mittel auch dort ankommen, »wo sie für Menschen und Wirt-
schaft durch Verbesserungen im direkten Lebens- und Standortumfeld spürbar wer-
den«. Die erwünschten Effekte des Konjunkturpakets im investiven Bereich könnten
aber nur dann eintreten, wenn die Kommunen selbst flankierende Maßnahmen er-
greifen könnten. So sollte es z.B. für Kommunen in Haushaltsnotlage möglich sein,
fast oder gänzlich ohne Eigenanteile, die dann ebenfalls Bund und Länder überneh-
men müssten, Investitionen zu finanzieren.

Westdeutsche Industrie 2009: 
Erstmals seit 2005 wieder ein Investitionsminus geplant
Annette Weichselberger

Nach den aktuellen Ergebnissen des ifo Investitionstests wollen die Unterneh-
men des westdeutschen verarbeitenden Gewerbes 2009 ihre Investitionen um
rund 4% kürzen. Für das Jahr 2008 ergaben die Meldungen der Erhebungsteil-
nehmer einen Anstieg von knapp 9%. Insbesondere die großen Unternehmen
erhöhten im letzten Jahr ihre Investitionen, während die kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen ihre Ausgaben für neue Bauten und Ausrüstungsgüter
kürzten bzw. nur leicht aufstockten. Angesichts der derzeit extrem angespann-
ten konjunkturellen Lage hat die Investitionsbereitschaft der Industrieunterneh-
men verbreitet nachgelassen. Es ist damit zu rechnen, dass die westdeutsche
Industrie 2009 um nominal fast 4% weniger investieren wird als im letzten Jahr.
Der reale Rückgang dürfte bei gut 3% liegen, da für Ausrüstungsinvestitionen in
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diesem Jahr leicht sinkende Preise erwartet werden. Dieser eher moderate
Rückgang ist in erster Linie auf die zum Teil noch rege Investitionstätigkeit eini-
ger großer Unternehmen zurückzuführen. Demgegenüber wollen die Unterneh-
men mit weniger als 500 Beschäftigten ihre Investitionen im Durchschnitt kür-
zen, und zwar je kleiner das Unternehmen desto stärker die Budgeteinschrän-
kung. Ein weiteres Indiz für die nachlassende Investitionsbereitschaft ist die Ent-
wicklung der Auftragseingänge bei den Industrieausrüstern des Maschinen-
baus, die ein guter Indikator für die Investitionsneigung der Unternehmen ist.
Seit Anfang letzten Jahres sind die Bestellungen bei den Maschinenherstellern
rückläufig. Da ein Teil der Meldungen zum ifo Investitionstest bereits Ende Sep-
tember abgegeben wurde, ist jedoch nicht auszuschließen, dass die westdeut-
sche Industrie ihre Investitionen angesichts der seither starken konjunkturellen
Eintrübung noch stärker reduzieren wird. Wie in Zeiten eher nachlassender In-
vestitionstätigkeit zu erwarten, gewinnt die Ersatzbeschaffung wieder relativ an
Bedeutung. Im Industriedurchschnitt steht diese 2009 mit 32% an erster Stelle
der Investitionsmotive. Kapazitätserweiterungen belegen den Platz 2.

Die europäische Bauwirtschaft bis 2011: 
Viel Schatten – aber auch etwas Licht
Ausgewählte Ergebnisse der Euroconstruct-Winterkonferenz 2008
Erich Gluch und Ludwig Dorffmeister

Nach den aktuellen Analysen der Experten aus den 19 Mitgliedsländern des Euro-
construct-Netzwerks schrumpfte 2008 das europäische Bauvolumen um rund
21/2%. Für 2009 erwarten sie sogar einen Rückgang um ca. 41/2%. Nach einer
Stagnation in 2010 dürfte sich die Nachfrage erst ab 2011 wieder beleben. Die
größten Impulse kommen im Prognosezeitraum vom Tiefbau. In diesem Teilseg-
ment dürften die Bauinvestitionen, nach einem nur moderaten Anstieg in diesem
Jahr, 2010 und 2011 um rund 31/2% p.a. zulegen. Der Wohnungsbau, der 2006
mit einem Zuwachs von etwa 41/2% noch die Spitzenposition innehatte, wird nach
dem bereits schwachen Jahr 2008 (– 7%) auch 2009 weiter an Schwung verlieren
(– 7%). Diese negative Entwicklung ist in erster Linie auf die stark rückläufige Woh-
nungsbautätigkeit in Spanien zurückzuführen. Besonders positiv wird die Ent-
wicklung in den nächsten Jahren in den vier analysierten osteuropäischen Län-
dern verlaufen. Hier dürfte die Bautätigkeit im Durchschnitt der Jahre 2009 bis
2011 um rund 81/2% pro Jahr zunehmen.

Ausgewählte Länder und ihre weltwirtschaftliche Verflechtung: 
Russland
Christoph Zeiner

Der vorliegende kurze Länderüberblick in der kleine Reihe, die einige bedeutende
Industrie- und Schwellenländer anhand wichtiger Globalisierungsindikatoren prä-
sentiert, widmet sich Russland. Die Darstellung beschränkt sich auf die Jahre ab
2001 bis zum aktuellen Rand. 
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Konjunkturpaket II: 
Insgesamt richtig 

Zur konjunkturellen Lage

Gemessen an den Veränderungsraten
des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP)
befindet sich die deutsche Volkswirtschaft
in der schwersten Krise der Nachkriegs-
zeit. Aktuelle Prognosen für die jährliche
Veränderungsrate des realen BIP gehen
für 2009 von einem Rückgang der Wirt-
schaftsleistung um mindestens 2% aus.
So unterstellt die Bundesregierung in ih-
rem gerade vorgelegten Jahreswirt-
schaftsbericht unter Berücksichtigung al-
ler bereits beschlossenen konjunkturpo-
litischen Maßnahmen eine Veränderungs-
rate von – 21/4%. Auch die Betrachtung
der saison- und kalenderbereinigten quar-
talsweisen Veränderungsraten des realen
BIP zeigt, dass wir in einer schweren Re-
zession stecken. Jeweils gegenüber dem
Vorquartal ging das BIP in den drei letz-
ten Quartalen des vergangenen Jahres
um – 0,4, – 0,5 und rund – 1,8% zurück.
Für das erste Quartal des laufenden Jah-
res ist ebenfalls von einem Rückgang des
realen BIP in einer Größenordnung von
1% oder darüber auszugehen. Es bleibt
selbst dann bei der Feststellung einer
schweren Rezession, wenn man das
zweite Quartal des letzten Jahres unter
Verweis auf eine technische Gegenreak-
tion auf das ungewöhnlich gute erste
Quartal ausblendet. 

In anderen Ländern sieht es nicht viel
besser aus. Die Europäische Kommis-
sion prognostiziert für den Euroraum
2009 einen Rückgang des realen BIP
von 1,9%. Für die Vereinigten Staaten
deutet der jüngste Consensus Forecast

auf ein Schrumpfen von etwa 1,8% hin.
Wohin man auch schaut, es gibt gegen-
wärtig weltweit keinen konjunkturellen
Lichtblick. 

Was tun als Reaktion auf die 
Wirtschaftskrise?

Unbestrittener Konsens ist, dass die Wirt-
schaftspolitik in einer dermaßen ange-
spannten Situation handeln muss, nicht
zuletzt um der Entwicklung einer sich
selbst verstärkenden Negativdynamik
vorzubeugen und zu einer Stabilisierung
der Erwartungen beizutragen. Ebenso
unstrittig ist, dass die sicherlich notwen-
digen Reaktionen der Geldpolitik und das
ungehinderte Wirken der so genannten
automatischen Stabilisatoren nicht aus-
reichen werden, um den Abschwung ent-
scheidend abzumildern. Die allein rele-
vanten Fragen sind deshalb, ob und in
welcher Form es zum Einsatz diskretio-
närer antizyklischer Finanzpolitik kommen
sollte.

Neuere empirische Untersuchungen zu
den Wirkungen einer aktiven Konjunktur-
politik ergeben kein ganz eindeutiges Bild.
Auf der einen Seite belegt die Mehrzahl
aktueller Studien, dass finanzpolitische
Stimuli durchaus in der Lage sind, das
Ausmaß von Konjunkturabschwüngen zu
verringern. So kommt eine jüngst veröf-
fentlichte Analyse des Internationalen
Währungsfonds (2008) zu der Schlussfol-
gerung, dass die Effekte eines finanzpo-
litischen Impulsprogramms positiv sein
können, aber – insbesondere im Vergleich
zu den Wirkungen der automatischen Sta-
bilisatoren – eher gering ausfallen. Vor al-
lem in den angelsächsischen Ländern
(Vereinigte Staaten, Kanada und Vereinig-
tes Königreich) konnten allerdings merk-
liche antizyklische Effekte festgestellt wer-
den. Auf der anderen Seite zeigen ande-
re einschlägige Untersuchungen, dass die
zielgerichtete und vor allem zeitlich adä-

in Infrastruktur?
Konjunkturpaket II: Was bringen Investitionen 

Die Bundesregierung hat mit einem Maßnahmenbündel, dem sog. »Konjunkturpaket II«, auf die Wirt-

schaftskrise reagiert und stellt insgesamt fast 50 Mrd. € zur Verfügung. Die Mittel sollen großen-

teils für Investitionen in Infrastruktur genutzt werden. Ist dies ein sinnvolles Konjunkturprogramm?

Ulrich Klüh*

Wolfgang Wiegard**

* Dr. Ulrich Klüh ist Generalsekretär des Sachver-
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schaftlichen Entwicklung.

** Prof. Dr. Wolfgang Wiegard, Universität Regens-
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wicklung.



Zur Diskussion gestellt

quate Umsetzung diskretionärer Maßnahmen mit erhebli-
chen Schwierigkeiten verbunden ist. So zeigt Cimado-
mo (2008) für 19 Industrienationen zwischen 1994 und 2006,
dass die Finanzpolitik in diesen Ländern während des Un-
tersuchungszeitraums tatsächlich prozyklisch gewirkt hat,
obwohl sie aus Ex-ante-Sicht, das heißt unter Zugrundele-
gung von Echtzeitdaten, antizyklisch angelegt war. Neben
Wirkungsverzögerungen sind dafür vor allem Schätz- und
Datenrevisionen verantwortlich. Die im Rahmen des so ge-
nannten Impulsprogramms der Großen Koalition enthalte-
ne und in den Jahren 2006 und 2007 in Kraft gewesene Ver-
besserung der Abschreibungsbedingungen stellen ein Bei-
spiel für eine ex post prozyklische, aber ex ante antizykli-
sche finanzpolitische Maßnahme dar. Der negative Befund
über die zyklischen Wirkungen der Finanzpolitik begründet
demgemäß keine Schuldzuweisungen an die handelnden
Finanzpolitiker, sondern ist eher Ausdruck der Schwierig-
keit, konjunkturelle Wendepunkte zuverlässig zu prognos-
tizieren. 

Auch Badinger (2008) kommt auf Basis einer Untersuchung
für 88 Länder im Zeitraum zwischen den Jahren 1960
und 2004 zu der Schlussfolgerung, dass die diskretionäre
Finanzpolitik die Outputvolatilität letztlich erhöht und darüber
das Trendwachstum reduziert hat. Schließlich zeigen ver-
schiedene Analysen unter Verwendung von strukturellen Vek-
tor-Autoregressionsmodellen speziell für Deutschland – ein
Überblick findet sich bei Roos (2007) –, dass die Stabilisie-
rungseffekte der Finanzpolitik nicht eindeutig bestimmt wer-
den können, aber unabhängig vom Vorzeichen eher gering
sind. 

Nimmt man aktuelle empirische Untersuchungen zu den Wir-
kungen diskretionärer Finanzpolitik zur Kenntnis, erweist sich
die unter vielen Ökonomen vorherrschende Skepsis ge-
genüber Versuchen einer konjunkturstabilisierenden Finanz-
politik als wohlbegründet. Trotz dieser grundsätzlichen Skep-
sis gibt es zu Konjunkturprogrammen in der aktuellen Si-
tuation keine Alternative. Aufgrund der Tiefe und Schwere
des Konjunktureinbruchs besteht die Gefahr, dass es zu ei-
ner sich selbst verstärkenden Dynamik kommt, die eine ei-
gentlich zu erwartende Bodenbildung verhindern könnte.
Insbesondere muss einer Situation vorgebeugt werden, in
der sich die aktuell zwar noch wenig begründeten, aber den-
noch existenten Befürchtungen, es werde zu einer lang an-
haltenden Phase weltwirtschaftlicher Depression kommen,
verselbständigen und über Erwartungseffekte zu einer nur
noch schwerlich zu stoppenden Negativdynamik führen. Vor
diesem Hintergrund werden die Risiken einer antizyklischen
Politik von den Risiken einer abwartenden Haltung mehr
als aufgewogen. 

In seiner Expertise »Staatsverschuldung wirksam begren-
zen« hat der Sachverständigenrat (2007) die Bedingungen
konkretisiert und begründet, bei deren Vorliegen eine expan-

sive Finanzpolitik im Fall eines gravierenden konjunkturellen
Abschwungs für angezeigt gehalten wird. Konkret liegt ei-
ne solche Situation vor, wenn ein Rückgang der relativen
Output-Lücke um mindestens zwei Drittel der Potential-
wachstumsrate einhergeht mit einer negativen Output-Lü-
cke. Tatsächlich geht die relative Output-Lücke im Jahres-
vergleich 2009 mit 2008 um mehr als das Doppelte der Po-
tentialwachstumsrate zurück. Wenn der Sachverständigen-
rat in einer solchen Situation ein Konjunkturprogramm be-
fürwortet, hat er nicht, wie gelegentlich behauptet, seine Po-
sition revidiert, sondern bestehende Prinzipien nur konse-
quent angewendet. 

Das Konjunkturpaket II: Ausgestaltung 

Die Bundesregierung hat mit mehreren Maßnahmenpake-
ten auf die Wirtschaftskrise reagiert, zuletzt mit dem als Kon-
junkturpaket II bezeichneten »Pakt für Beschäftigung und
Stabilität in Deutschland zur Sicherung der Arbeitsplätze,
Stärkung der Wachstumskräfte und Modernisierung des
Landes«. Dieses Paket hat ein Volumen von insgesamt fast
50 Mrd. €, von denen 27,3 Mrd. € 2009 und der Rest 2010
wirksam werden sollen. Der größte Posten besteht in einer
Aufstockung der staatlichen Investitionen, mit Bundesmit-
teln von 4 Mrd. € für zusätzliche Bundesinvestitionen und
10 Mrd. € für ein kommunales Investitionsprogramm, zu dem
die Länder eigene Mittel in Höhe von 3,3 Mrd. € beisteuern.
Schwerpunkte sind Investitionen in Infrastruktur (Verkehrs-
wege, Krankenhäuser, Städtebau, Informationstechnologie)
sowie in Bildung (insbesondere Kindergärten, Schulen,
Hochschulen). Zur beschleunigten Umsetzung dieser Inves-
titionen ist eine auf zwei Jahre befristete Vereinfachung des
Vergaberechts vorgesehen, indem die Schwellenwerte für
»Beschränkte Ausschreibungen« oder »Freihändige Verga-
ben« heraufgesetzt werden. Tarifkorrekturen bei der Einkom-
mensteuer und die Senkung des paritätischen Beitragssat-
zes zur Gesetzlichen Krankenversicherung um 0,6 Prozent-
punkte führen zu Mindereinnahmen von insgesamt 18 Mrd. €,
mit einer Entlastung von 5,9 Mrd. € in 2009 und 11,1 Mrd. €
in 2010. Hinzu kommt ein Bündel von weiteren Einzelmaß-
nahmen, von denen 2009 der einmalig gewährte Kinder-
bonus in Höhe von 100 € und eine unter bestimmten Be-
dingungen bis Ende 2009 gewährte »Umweltprämie« von
2 500 € zur Stärkung der Pkw-Nachfrage quantitativ die
größte Bedeutung zukommt. Erwähnenswert ist schließlich
ein Bürgschaftsvolumen von zusätzlich 100 Mrd. €, um die
Kreditversorgung gerade auch von größeren Unternehmen
zu sichern.

Die Mehrausgaben oder Mindereinnahmen dieses Maßnah-
mepakets sollen über erhöhte Nettokreditaufnahme finan-
ziert oder ausgeglichen werden. Das ist auch richtig, denn
nur so lassen sich kurzfristig wirksame expansive Nachfra-
geimpulse erreichen. Berücksichtigt man neben dem Kon-
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Zur Diskussion gestellt

junkturpaket II noch die finanziellen Auswirkungen der au-
tomatischen Stabilisatoren sowie von früher beschlossenen
Maßnahmen, etwa des Konjunkturpakets I oder von Mehr-
ausgaben im Zusammenhang mit der rückwirkenden Inkraft-
setzung der steuerlichen Regelungen zur Pendlerpauscha-
le, beläuft sich die Neuverschuldung der öffentlichen Haus-
halte im Jahr 2009 auf annähernd 70 Mrd. €. Damit würde
die Defizitquote des Maastricht-Vertrages in Höhe von 3%
im laufenden Jahr noch eingehalten; für das Jahr 2010 ist
dann allerdings mit einer Defizitquote von rund 4% zu rech-
nen. Zur Begrenzung der zukünftigen Staatsverschuldung
ist einmal die Einführung einer grundgesetzlich verankerten
»Schuldenbremse« spätestens ab 2015 vorgesehen. Zum
anderen werden rund 19 Mrd. € aus Maßnahmen des Kon-
junkturpakets II in ein Sondervermögen »Tilgungsfonds« ein-
gestellt, das schrittweise über noch zu spezifizierende Til-
gungsregelungen – im Gespräch ist eine entsprechende Ver-
wendung eines Teils des Bundesbankgewinns – zurückge-
führt wird.

Beurteilung des Maßnahmenpakts

Insgesamt sind die von der Bundesregierung beschlosse-
nen Maßnahmen zu befürworten. Das betrifft sowohl das
Volumen als auch die zentralen Komponenten. Kritisch zu
sehen ist in erster Linie, dass ein erheblicher Teil der be-
schlossenen Maßnahmen erst im Jahr 2010 nachfragewirk-
sam wird. Das passt nicht so richtig zur optimistischen Sicht-
weise der Bundesregierung, dass der Wirtschaftsabschwung
schon in der zweiten Hälfte dieses Jahres überwunden sein
wird. Wenig überzeugend ist der Vorwurf, dass das Paket
aus einem Sammelsurium von Maßnahmen bestehe und ei-
nem nicht sachgerechten Kompromiss zwischen den Koali-
tionsparteien CDU, CSU und SPD entspreche. Natürlich trifft
beides zu. Aber zutreffend ist auch, dass in der Öffentlich-
keit eine noch wesentlich weiter gefasste Liste potentieller
Stimuli diskutiert wurde. Die Palette der Vorschläge reichte
dabei von einer befristeten Senkung der Umsatzsteuer, über
flächendeckende Konsumgutscheine vom Kleinkind bis zum
Rentner, Entlastungen bei der Einkommensteuer oder den
Sozialversicherungen, Korrekturen der Unternehmensteu-
erreform bis hin zu gigantischen Infrastrukturprogrammen.
In Einzelfällen wurde sogar bestritten, dass es überhaupt
eine Wirtschaftskrise gibt (Der SPIEGEL, Nr. 5 vom 26. Ja-
nuar 2009, 63), oder dass in der gegenwärtigen Rezession
eine antizyklische diskretionäre Finanzpolitik erforderlich ist.
Aus diesem Spektrum an Vorschlägen musste die Bundes-
regierung eine Auswahl treffen, ohne dass es eine eindeu-
tige Handlungsanweisung gab. Im Großen und Ganzen hat
sie sich für die richtigen Maßnahmen entschieden.

Zu begrüßen ist insbesondere die Aufstockung der Infra-
strukturinvestitionen im Konjunkturpaket II. Damit kann man
eigentlich wenig falsch machen. Zum einen zeigen nahezu

alle empirischen Untersuchungen, dass davon die größten
expansiven Impulse ausgehen (so z.B. Heilemann et al.
2008). Zum anderen kann mit gutem Grund davon ausge-
gangen werden, dass öffentliche Infrastrukturinvestitionen
speziell in Deutschland langfristig positive Produktivitätsef-
fekte haben (vgl. Pereira und de Fátima Pinho 2006; Perot-
ti 2004). Selbst wenn der konjunkturelle Effekt staatlicher In-
frastrukturprogramme wegen Implementierungs- und Wir-
kungsverzögerungen weniger rasch eintritt als bei Steuer-
oder Abgabensenkungen, stehen dem die langfristig posi-
tiven Produktivitäts- und Wachstumseffekte gegenüber. Rich-
tig ist auch, dass das Infrastrukturprogramm von quantita-
tiv in etwa gleich großen Entlastungen bei der Einkommen-
steuer und den Sozialabgaben ergänzt wird und dass die
Nachfrageimpulse durch Maßnahmen beim Kurzarbeiter-
geld arbeitsmarktpolitisch ergänzt werden. Nicht zuletzt we-
gen der verbleibenden Unsicherheiten über die konkreten
konjunkturellen Auswirkungen einzelner Maßnahmen ist ei-
ne Diversifizierung besser als eine Konzentration auf nur ein
Instrument. Sicherlich kann man an einzelnen Elementen der
beschlossenen Tarifkorrektur bei der Einkommensteuer her-
ummäkeln, aber im Großen und Ganzen sind die von der
Bundesregierung auf den Weg gebrachten Maßnahmen-
pakete positiv zu bewerten.

Was noch zu tun ist

Gegenwärtig wird viel darüber diskutiert, dass der mit den
Konjunkturpaketen einhergehende Anstieg der Nettokredit-
aufnahme sowohl die Defizitgrenze des Maastricht-Vertra-
ges als auch die Kreditbegrenzung des Artikels 115 Grund-
gesetz verletzen wird. Das ist aber vorübergehend vertret-
bar. Wann, wenn nicht jetzt, soll denn die im Grundgesetz
fixierte Ausnahmesituation einer »Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts« vorliegen? Wesentlich wichti-
ger als ein Lamento über die einmalige Verfehlung dieser De-
fizitbegrenzungen sind Regelungen zur Begrenzung einer
dauerhaften Nettokreditaufnahme, sobald die aktuelle Ab-
schwungsphase vorbei ist. Der Sachverständigenrat hat da-
zu das Konzept einer »Schuldenschranke« ausgearbeitet,
das vom Bundesfinanzministerium in wesentlichen Teilen
übernommen wurde. Wenn dieses Konzept als Ergänzung
zu den Konjunkturprogrammen noch in dieser Legislaturpe-
riode von der Föderalismuskommission II beschlossen wird
und zu einer Neuformulierung des Artikels 115 Grundgesetz
führt, ist gewährleistet, dass der sich abzeichnende erheb-
liche Anstieg der staatlichen Schuldenstandsquote in den
Folgejahren zurückgeführt wird.

Neben den Konjunkturpaketen muss weiterhin auch an Maß-
nahmen zur Bewältigung der Finanzkrise gearbeitet werden.
Das Finanzmarktstabilisierungsgesetz hat bislang nicht die
erhofften Wirkungen entfaltet. Auch wenn momentan noch
keine allgemeine Kreditklemme vorliegt, deuten umfrageba-

62.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  2/2009

5



Zur Diskussion gestellt

sierte Indikatoren wie die »Kredithürde« des ifo Instituts dar-
auf hin, dass speziell größere Unternehmen eine restriktive
Kreditvergabe der Banken beklagen, bei gleichzeitig stark
verschärften Refinanzierungsbedingungen auf den Kapital-
märkten. Gegenüber der wegbrechenden Exportnachfrage
und einem damit zusammenhängenden Rückgang der In-
vestitionstätigkeit ist die Bundesregierung weitgehend
machtlos. Einer Beschränkung der Investitionstätigkeit durch
Kreditrationierung kann die nationale Wirtschaftspolitik al-
lerdings entgegnen, indem die Rekapitalisierung der be-
troffenen Institute sowie die Bereinigung der Bankbilanzen
entschlossener vorangetrieben werden, bei Betonung der
moralischen Risiken, die mit entsprechenden Maßnahmen
einhergehen. Eine Nachjustierung des Finanzmarktstabili-
sierungsgesetzes wäre vermutlich Erfolg versprechender als
das im Rahmen des Konjunkturpakets II vorgesehene Kre-
dit- und Bürgschaftsprogramm. 

Alles in allem ist aber festzuhalten, dass sich die Bundesre-
gierung mit den beschlossenen Maßnahmenpaketen auf
dem richtigen Weg befindet.
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Drei Fliegen mit einer Klappe? 

Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur als
Konjunkturprogramm 

Mobilität als Raumüberwindung von Personen und Gütern
ist eine zentrale Voraussetzung für den Wohlstand moder-
ner arbeitsteiliger Gesellschaften. Voraussetzung für Mobi-
lität wiederum ist eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur,
also Straßen, Schienenwege, Wasserstraßen, Häfen, Flug-
häfen. Indem sie meist über längere Zeiträume hinweg eine
Vielfalt an gleichzeitigen, zeitunabhängigen und unterschied-
lichen Möglichkeiten für Raumüberwindungen eröffnen, ge-
hen sie quasi als »Vorleistungen« in die Produktions- und
Konsumaktivitäten ein und verbessern so die Wachstums-
bedingungen. Insofern ist es nur konsequent, wenn der
Sachverständigenrat in seinem jüngsten Jahresgutachten
den Spagat zwischen seiner »tiefen Skepsis gegenüber Ver-
suchen einer konjunkturstabilisierenden Finanzpolitik«
(TZ 419) und der von ihm gesehenen Notwendigkeit, den
drohenden Abschwung zu bekämpfen, dadurch zu über-
winden versucht, dass er eine »wachstumsorientierte Kon-
junkturpolitik« empfiehlt, die als konjunkturstützende Maß-
nahme Infrastrukturinvestitionen vor allem in das Straßen-
und Schienennetz enthält. Er befürwortet damit zumindest
Teile des von ihm ansonsten für unzureichend und fehlspe-
zifiziert gehaltenen ersten Maßnahmenpakets der Bundes-
regierung zur »Beschäftigungssicherung durch Wachstums-
stärkung« vom 3. November 2008, das Investitionen in die
Bundesverkehrswege – also Bundesfernstraßen, Schienen-
netz des Bundes und Bundeswasserstraßen – für 2009 und
2010 in Höhe von 2 Mrd. € vorsieht. Die Regierung hat
dann auch in ihrem zweiten Konjunkturpaket vom 13. Ja-
nuar diesen Betrag nochmals um weitere 2 Mrd. € aufge-
stockt. Aus weiteren 3,5 Mrd. €, die den Kommunen zur Ver-
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fügung gestellt werden, können Mittel für die Lärmsanierung
an kommunalen Straßen eingesetzt werden. 

Wachstums- und Wohlfahrtseffekte

Die über die kurzfristige Bekämpfung der aktuellen Nachfra-
geschwäche hinausgehenden langfristigen Wachstumsef-
fekte von öffentlichen Investitionen in die Verkehrsinfrastruk-
tur beruhen im Wesentlichen darauf, dass der öffentliche Ka-
pitalstock allgemein die Leistungsfähigkeit der privaten Pro-
duktionsfaktoren Arbeit und Kapital beeinflusst. Seine Aus-
dehnung durch entsprechende Investitionen verbessert die
totale Faktorproduktivität und verringert die Produktionskos-
ten. Aus ökonomischer Sicht enthält damit die gesamtwirt-
schaftliche Produktionsfunktion neben den privaten Produk-
tionsfaktoren Arbeit und Kapital als weiteren Produktions-
faktor den öffentlichen Infrastrukturkapitalstock. Dessen Aus-
weitung steigert den gesamtwirtschaftlichen Output ent-
weder direkt, indirekt durch eine Verbesserung der totalen
Faktorproduktivität oder durch die Abgabe von spezifischen
Leistungen an die einzelnen Branchen. Angesichts der gro-
ßen Bedeutung von Transport und Mobilität für hochgradig
arbeitsteilige Volkswirtschaften bedeutet Letzteres etwa für
die Verkehrsinfrastruktur, dass der Output jeder einzelnen
Branche der Volkswirtschaft sowohl durch ihre Produktions-
faktoren Arbeit und Kapital bestimmt wird, als auch durch
die Leistungsfähigkeit des volkswirtschaftlichen Verkehrs-
infrastrukturkapitalstocks und den Fahrzeugbestand der
Branche.

Darüber hinaus spielt die öffentliche Infrastruktur eine zen-
trale Rolle im regionalen Standortwettbewerb. Bei entspre-
chender Ausstattung attrahiert sie Unternehmen und mo-
bile Arbeitskräfte, wodurch der Output in der Region steigt.
So führt eine Verbesserung des Verkehrsinfrastrukturkapi-
talstocks über sinkende Transportkosten zu einer Vergröße-
rung und Verdichtung des Marktes, was zur weiteren An-
siedlung mobiler Arbeitskräfte und von Unternehmen führt,
die Spezialisierungs- und Skalenvorteile realisieren und von
technologischen Spillovers profitieren können. Inwieweit es
dabei zu gesamtwirtschaftlichen Wachstumseffekten kommt,
hängt dann davon ab, in welchem Umfang mobile Fakto-
ren aus anderen Regionen abwandern.

Langfristige Wachstumseffekte von öffentlichen Infrastruk-
turinvestitionen sind nur dann zu erwarten, wenn auch ent-
sprechender Bedarf besteht. Ungenutzte und überdimen-
sionierte Einrichtungen können sich sogar zur Wachstums-
bremse entwickeln, da die Erhaltungsaufwendungen knap-
pe Mittel binden, die für ertragreichere Zwecke nicht mehr
zur Verfügung stehen. Auch ist davon auszugehen, dass der
volkswirtschaftliche Grenzertrag einer zusätzlichen Investi-
tion mit steigendem Umfang und steigender Qualität der vor-
handenen Infrastruktur abnimmt. Solange aber spürbare po-

sitive Erträge anfallen, ist davon auszugehen, dass öffentli-
che Investitionen langfristig private Investitionen nach sich
ziehen. Indem Infrastrukturinvestitionen die Verfügbarkeit
und Qualität der Verkehrswege verbessern und so die Pro-
duktivität der privaten Produktionsfaktoren Arbeit und Ka-
pital erhöhen oder die Kosten für Investitionsprojekte ver-
ringern, bewirken sie Anreize für private Kapitalbildung. Die
Verdrängung privater durch öffentliche Investitionen gilt dann
nur für die kurze Frist. Langfristig wird aus dem Crowding
Out ein Crowding In.

Empirische Befunde

Der Einfluss öffentlicher Investitionsausgaben auf das Wirt-
schaftswachstum wird durch eine Vielzahl von empirischen
Untersuchungen im Wesentlichen bestätigt. Wie ein aktu-
eller Überblick über die empirische Literatur zeigt, sind die
Effekte zwar nicht so stark, wie in früheren Studien verschie-
dentlich dargelegt wurde, die Mehrheit kommt aber zu ei-
nem eindeutig positiven Ergebnis, so dass mittlerweile ein
breiter Konsens über die wachstumsfördernde Kraft des
öffentlichen Kapitalstocks besteht. In einer Meta-Studie, die
auf 76 empirischen Untersuchungen beruht, wird für den
gesamten öffentlichen Kapitalstock eine mittlere Output-
elastizität, das ist der prozentuale Wachstumsbeitrag einer
1%igen Erhöhung des Infrastrukturkapitalstocks, von 0,081
ermittelt. Wie erwartet, unterscheiden sich die Wachstums-
effekte von Infrastrukturinvestitionen nach Ländern, Regio-
nen, Sektoren und Zeiträumen. Ebenso lässt sich feststel-
len, dass die Politik ihre Investitionsentscheidungen häufi-
ger an Wiederwahlkriterien ausrichtet als an Effizienzgesichts-
punkten. 

Auch die meisten Kostenschätzungen, die anstelle von Pro-
duktivitäts- und Wachstumsbetrachtungen durchgeführt
werden, um die Effekte von öffentlichen Infrastrukturinves-
titionen zu analysieren, kommen zu positiven Einflüssen. Da-
nach senken öffentliche Infrastrukturinvestitionen die Pro-
duktionskosten der Unternehmen, wobei Kostensenkungs-
effekte auch interregional anfallen. 

Besonders stark ausgeprägt sind in den meisten Studien
die Wachstumseffekte der Verkehrsinfrastruktur. Sie über-
treffen die Wachstumsbeiträge des gesamten öffentlichen
Kapitalstocks deutlich, wobei die Straßeninfrastruktur die
stärksten Impulse verursacht. Zu ähnlichen Ergebnissen
kommen auch Nutzen-Kosten-Analysen für Deutschland.
Diese besitzen gegenüber reinen Wachstumsbetrachtungen
den Vorteil, dass sie alle über die gesamte Entstehungs- und
Nutzungsdauer eines Investitionsprojektes anfallenden Nut-
zen und Kosten berücksichtigen. Konkret dienen sie der Be-
wertung aller Investitionsvorhaben im Bereich der Bundes-
verkehrswege und sind Bestandteil des Bundesverkehrs-
wegeplans 2003, der alle Neubau-, Ausbau- und Erhaltungs-
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maßnahmen bis 2015 umfasst. Auf Basis der Nutzen-Kos-
ten-Relationen aller 1 300 Projekte des sog. Vordringlichen
Bedarfs und der angesetzten Mittelverteilung ergibt sich
ein durchschnittlicher jährlicher Nutzengewinn in Höhe von
142 Mill. € pro investierter Milliarde in die Verkehrsinfrastruk-
tur über einen mittleren Zeitraum von 30 Jahren. Für die Bun-
desfernstraßen liegt der Effekt bei durchschnittlich 173 Mill. €,
für das Schienennetz bei 103 Mill. €. Übertreibungen sind
dabei nicht auszuschließen, da die Länder daran interessiert
sind, dass zentrale Mittel vorrangig in die Bundesverkehrs-
wege ihrer Region fließen. Sie werden daher ihre Möglich-
keiten zur Mitwirkung am Bundesverkehrswegeplan, die
ihnen im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung zuste-
hen, entsprechend strategisch nutzen. Gleichwohl dürften
die Effekte beträchtlich sein. 

Staatliche Investitionszurückhaltung

Den positiven Wachstums- und Wohlfahrtseffekten von In-
vestitionen in die Verkehrsinfrastruktur steht seit längerem,
wie auch in anderen Bereichen der öffentlichen Infrastruk-
tur, eine ausgeprägte Investitionszurückhaltung des Staates
gegenüber. So ist zwischen 1980 und 2006 die Transport-
leistung im Personenverkehr um gut 83% und im Güterver-
kehr um knapp 142% gestiegen, während die realen Inves-
titionen in Neubau, Ausbau und Erhaltung nach einem deut-
lichen Rückgang in den 1980er Jahren und dem vereini-
gungsbedingten Investitionsschub zwischen 1992 und 2003
mittlerweile unter das Ausgangsniveau von 1980 gefallen
sind. Grund sind nicht Privatisierungsmaßnahmen oder Ef-
fizienzverbesserungen bei der Infrastrukturbereitstellung,
sondern fehlende finanzielle Mittel. Wie sein Vorgänger, der
Bundesverkehrswegeplan 1992, war auch der aktuelle Bun-
desverkehrswegeplan 2003 von Beginn an massiv »unter-
finanziert«. Anstatt der von 2001 bis 2015 als notwendig
erachteten Mittel von gut 220 Mrd. € standen lediglich
145 Mrd. € zur Verfügung. Doch auch diese »enge Finan-
zierung« konnte bereits nach kurzer Zeit nicht mehr gehal-
ten werden. So blieb das Investitionsvolumen im Zeitraum
von 2001 bis 2006 um knapp 3,7 Mrd. € hinter den Plan-
ansätzen zurück, woran auch die wachsenden Einnahmen
aus der Lkw-Maut nichts änderten.

Nun verfügt Deutschland traditionell über ein umfangreiches
und dichtes Straßen- und Schienennetz. Der Investitions-
stau hat jedoch zu zunehmenden Nutzungsbeeinträchtigun-
gen durch Erhaltungsdefizite, Überlastungen und Staus ge-
führt. Bereits 2001 wurde vom DIW für die Bundesverkehrs-
wege ein jährlicher Erhaltungsbedarf von mehr als 6 Mrd. €
pro Jahr bis 2020 diagnostiziert, dem von 2001 bis 2006
tatsächliche Erhaltungsmaßnahmen von etwa 4,6 Mrd. €
gegenüberstanden. Der Bundesrechnungshof ermittelt 2007
für das Schienennetz der Bahn für die Jahre 2001 bis 2005
Instandhaltungsdefizite in Höhe von 1,5 Mrd. €. Für die kom-

munalen Straßen liegt nach Angaben des Deutschen Insti-
tuts für Urbanistik der geschätzte Bedarf an Ersatzinvesti-
tionen für den Zeitraum von 2006 bis 2020 bei ca. 4,7 Mrd. €
pro Jahr, der etwa nur zu 30 bis 50% gedeckt wird. Über-
lastungen und Staus haben mittlerweile mehr als 20% aller
Pkw-äquivalenten Fahrzeugleistungen auf Autobahnen er-
reicht. Viele Pendler- und Wirtschaftsverkehre in den Bal-
lungsräumen großer Städte sind durch Kapazitätsüberlas-
tungen beeinträchtigt. Auch wenn Schätzungen etwa im
Staubericht des Deutschen Bundestages über die volkswirt-
schaftlichen Kosten von Staus in Höhe von gut 100 Mrd. €
pro Jahr allein durch Zeitverluste, zusätzlichen Treibstoffver-
brauch und Umweltbeeinträchtigungen umstritten sind, so
dürften die Wohlfahrtseinbussen doch erheblich sein. 

Konjunkturprogramm als Finanzierungskrücke

Vor diesem Hintergrund ist die Aufnahme von Verkehrsinfra-
strukturinvestitionen in das »Konjunkturpaket III« wie auch
bereits in das erste Konjunkturprogramm zu begrüßen. Wie
andere konjunkturpolitische Maßnahmen bewirken zusätz-
liche Investitionen als Komponente der gesamtwirtschaftli-
chen Nachfrage einen kurzfristigen Anstieg des Bruttoin-
landsprodukts, sofern durch ihre Finanzierung keine Ver-
drängung privater Investitionen erfolgt und die Bauwirtschaft
die gestiegene Nachfrage schnell befriedigen kann. Darüber
hinaus besitzen sie den Vorteil, dass sie die langfristigen An-
gebotsbedingungen in der Volkswirtschaft verbessern kön-
nen. Gegenüber den meisten anderen konjunkturpolitischen
Maßnahmen bestehen zumindest für Investitionen in die Bun-
desverkehrswege aufgrund der dort bereits vorgenomme-
nen Nutzen-Kosten-Analysen Anhaltspunkte über die lang-
fristigen positiven und negativen Folgewirkungen. Das
schließt zwar nicht aus, dass öffentliche Investitionsprojek-
te in anderen Bereichen der Volkswirtschaft höhere »Rendi-
ten« abwerfen könnten, Angaben dazu existieren jedoch
nicht. Zudem vereinfachen die vorhandenen Bewertungs-
kriterien die interne Mittelverteilung. Schließlich liegen die
vorgesehenen 4 Mrd. € für die Bundesverkehrswege nur ge-
ringfügig über jenem Fehlbetrag von 3,7 Mrd. €, der durch
die Unterfinanzierung des laufenden Bundesverkehrswege-
plans 2003 bereits von 2001 bis 2006 entstanden ist. Ob
für die Landes- und Kommunalstraßen überhaupt etwas ab-
fällt, bleibt abzuwarten. Zumindest für die beiden kommen-
den Jahre könnte das Konjunkturpaket damit auch zur Krü-
cke werden, mit der sich die Infrastrukturfinanzierung fort-
bewegt, um die Versäumnisse der jüngeren Vergangenheit
zu kompensieren: Drei Fliegen werden so mit einer Klappe
geschlagen. 

Um die Investitionsmittel möglichst zielführend einzuset-
zen, sollten die für die Bundesverkehrswege vorgesehenen
zusätzlichen 4 Mrd. € vorwiegend in die Substanzerhaltung
und den Ausbau fließen. Zur Erhaltung gehört auch die Sa-
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nierung von Brücken. Solche Maßnahmen widersprechen
zwar dem Wunsch vieler Politiker nach möglichst neuen,
weithin sichtbaren und damit wählerwirksamen Projekten,
sind aber dringend erforderlich, um die operative Leistungs-
fähigkeit des vorhandenen Infrastrukturkapitalstocks zu er-
halten. Unterlassene Erhaltung beeinträchtigt die Verkehrs-
sicherheit, erhöht Transportkosten und Transportzeiten und
verteuert und verlängert die Instandsetzung. Instandhal-
tungsmaßnahmen lassen sich zudem kurzfristig realisieren,
weil sie nicht den üblichen langen Genehmigungs- und Plan-
feststellungsverfahren unterliegen. Das gilt auch für bereits
laufende Neu- und Ausbauprojekte, die zügiger umgesetzt
werden können.

Umfragen zufolge gibt es zumindest in einigen Bundeslän-
dern bereits jetzt unanfechtbar planfestgestellte Neubau-
und Ausbauprojekte bei den Fernstraßen, die sich entspre-
chend kurzfristig realisieren ließen. Weitere sollen bis zum
Sommer folgen. Dies darf allerdings keinesfalls zum Ent-
scheidungskriterium werden, denn es ist zu vermuten, dass
sonst Projekte ins Spiel kommen, die aufgrund ihrer ver-
gleichsweise schlechten Performance bislang immer wieder
zurückgestellt wurden. Vielmehr sind Ausbauvorhaben zu
priorisieren, die Engpässe im Bestandsnetz beseitigen. Wür-
de sich der Mitteleinsatz am Bedarf bzw. an Nutzen-Kos-
ten-Kriterien orientieren, käme wahrscheinlich den alten Bun-
desländern ein größerer Teil aus dem Konjunkturprogramm
zugute. Das entspräche zwar nicht dem sonst üblichen lan-
despolitischen Proporzdenken, käme aber dem Grundge-
danken einer nachhaltigen Verkehrsinfrastrukturpolitik we-
sentlich näher.
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Investitionen in die Infrastruktur helfen
in der Finanzkrise

In einer derart dramatischen Krise sind außergewöhnliche
Maßnahmen notwendig. Wenn große Teile der Wirtschaft
unter dem Vertrauensverlust der Banken zu leiden haben,
sie somit entweder keine Kredite bekommen oder diese
nur zu verschärften Bedingungen, oder zumindest eine Ver-
schlechterung der Kreditbedingungen befürchten müssen,
entfällt Nachfrage in hohem Ausmaß. Dieser Ausfall würde
sich sehr schnell und dramatisch zu einer äußerst gefährli-
chen Spirale nach unten kumulieren. Das muss man zu ver-
hindern versuchen. Einspringen kann derzeit nur der Staat
– und er muss es auch. 

Entscheidend ist, dass er schnell, massiv und mit den rich-
tigen Maßnahmen reagiert. Investitionen in die Infrastruktur
sind mit die besten Maßnahmen, mit denen der Staat Nach-
frage schafft, das Vertrauen in die Zukunft wieder herstellen
– und zugleich die Wachstumsbedingungen verbessern
kann. 

Dafür eine hohe Verschuldung in Kauf zu nehmen, ist un-
vermeidbar und absolut gerechtfertigt, denn nur so können
die für die Maßnahmen nötigen Finanzmittel auch schnell
bereitgestellt werden. Denn, um ein klassisches Bild zu ge-
brauchen: Wenn das Haus brennt, muss man es schnells-
tens löschen, und nicht erst über die anschließende Reno-
vierung nachdenken. Oder, aus einem anderen Blickwin-
kel: Wenn man eine Volkswirtschaft mit einem Pendel ver-
gleicht, das in normalen Zeiten gewisse Schwingungen auf-
weist, so muss man übermäßige Ausschläge dieses Pen-
dels in der Krise einzugrenzen versuchen. Aufgabe des Staa-
tes ist es, diese Tendenz zum Pendelübermaß in normalen
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Zeiten ordnungspolitisch zu regulieren, aber in außergewöhn-
lichen Zeiten wie derzeit massiv gegenzusteuern. 

Baurelevante Maßnahmen des 
Konjunkturprogramms II

Neben den allgemeinen Maßnahmen, von denen auch Bau-
unternehmen profitieren (Steuersenkung, Senkung des Kran-
kenversicherungsbeitragssatzes, Qualifizierungsmaßnah-
men der Bundesagentur für Arbeit, Übernahme von Teilen
der Sozialversicherungsbeiträge bei Kurzarbeit durch die
Bundesagentur für Arbeit), sind für die Bauwirtschaft die ge-
planten Infrastrukturinvestitionen von herausragendem In-
teresse. 

Der Bund wird seine Investitionen in den Haushaltsjahren
2009 und 2010 um insgesamt 4 Mrd. € erhöhen. Davon sind
2 Mrd. € für Ausbau und Erneuerung von Bundesverkehrs-
wegen (Straßen, Schienen, Wasserstraßen) vorgesehen.
Im Durchschnitt dieser drei Verkehrsträger liegt der Anteil
der Baumaßnahmen an den Gesamtinvestitionen zwischen
90 und 95%. Darüber hinaus will der Bund 2 Mrd. € in Bau-
ten, Ausrüstungen und Forschung investieren. Hier lässt 
sich ein Bauanteil derzeit noch nicht einmal ansatzweise
ermitteln.

Für das kommunale Investitionsprogramm stellt der Bund
10 Mrd. € zur Verfügung; diese Summe soll von den Län-
dern und Gemeinden um weitere 3,3 Mrd. € aufgestockt
werden. 6,5 Mrd. € der Finanzmittel des Bundes sollen für
Investitionen der Länder und Kommunen in Kindergärten,
Schulinfrastruktur, Hochschulen sowie Forschung entfal-
len. Da Länder und Gemeinden bei der Verwendung der
Mittel im Rahmen dieser Vorgaben relativ frei sind, kann
der Bauanteil nur geschätzt werden; er dürfte aber über
50% liegen. 

Bei Schulen und Hochschulen soll besonders die energe-
tische Sanierung vorangetrieben werden. 3,5 Mrd. € des
Kommunalprogramms sollen in die Modernisierung der
kommunalen Infrastruktur einfließen, vor allem für Kran-
kenhäuser, den Städtebau, die ländliche Infrastruktur und
den Lärmschutz an kommunalen Straßen. Auch hier gilt
innerhalb der Rahmenbedingungen eine weitgehende Ver-
wendungsfreiheit; der Bauanteil dürfte auch hierbei über
50% liegen.

Die Finanzhilfen des Bundes sollen den Ländern mit Hilfe
einer speziellen Verwaltungsvereinbarung zur Verfügung ge-
stellt werden, damit möglichst schnell Vorhaben ausgewählt
und Investitionen beschlossen werden können.

Zur Beschleunigung der Verfahren soll auch das Vergabe-
recht geändert werden. Befristet auf zwei Jahre wird für Bau-

leistungen der Schwellenwert für die beschränkte Ausschrei-
bung auf 1 Mill. € und für die freihändige Vergabe auf
100 000 € festgesetzt. 

Bewertung der baurelevanten Bestandteile des
Konjunkturprogramms

Die öffentliche Bautätigkeit wird in den Haushaltsjahren 2009
und 2010 durch das zweite Konjunkturprogramm um mindes-
tens 10 Mrd. € zunehmen. Pro Haushaltsjahr wären dies dann
5 Mrd. €. Nach Berechnungen des Rheinisch-Westfälischen
Instituts für Wirtschaftsforschung in Essen werden allein da-
durch in der Gesamtwirtschaft gut 100 000 Arbeitsplätze ge-
schaffen bzw. gesichert, davon 56 000 im Baugewerbe.

Wichtig ist, dass die beschlossenen Maßnahmen auch zü-
gig in Bauaufträge umgesetzt werden und nicht erst in der
zweiten Jahreshälfte 2009 geballt »auf den Markt kommen«.
Angesichts der besonderen Lage und der vorgesehenen Be-
fristung auf zwei Jahre befürwortet die Bauindustrie die Ver-
einfachung des Vergaberechts, denn sie kann mit dazu bei-
tragen, die vorgesehenen Investitionen schnell auf den Markt
zu bringen. Allerdings müssen die öffentlichen Auftragge-
ber diesen neuen Handlungsspielraum nun auch nutzen, um
durch schnelle Ausschreibung und Vergabe die Bauaufträ-
ge auch zu platzieren. 

Eine generelle Aufweichung des Vergaberechtes ist dage-
gen nicht im Interesse der Bauindustrie. Die VOB (Verdin-
gungsordnung Bauleistungen) hat sich bewährt als Bollwerk
gegen Manipulation und Korruption. Ohne sie drohten Dis-
kriminierung und Intransparenz. 

Chance auf Stabilisierung der Bauwirtschaft

Das Konjunkturprogramm II bietet (als Ergänzung zum be-
reits beschlossenen Konjunkturprogramm I) die Chance,
2009 und 2010 Produktion und Beschäftigung in der deut-
schen Bauwirtschaft zu stabilisieren und die erwarteten
Rückgänge speziell im Wirtschaftsbau und im Wohnungs-
bau zu einem erheblichen Teil zu kompensieren. Während
von den zusätzlichen Investitionen in die Bundesverkehrs-
wege vor allem Mittelständler und größere Baufirmen profi-
tieren werden, sorgt das nun vorgesehene kommunale In-
frastrukturprogramm auch für einen deutlichen Nachfrage-
schub bei den kleineren Baufirmen. Diese Firmen werden
zudem im Bereich der energetischen Sanierung einen er-
heblichen Nachfrageausgleich erhalten.

Aber danach droht wieder eine Nachfragelücke

So notwendig und richtig die beschlossenen Maßnahmen
zum Ausbau der Verkehrsinfrastruktur und zum Abbau des
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kommunalen Investitionsstaus auch sind: Es besteht die Ge-
fahr, dass ab dem Haushaltsjahr 2011 die öffentliche Bau-
nachfrage nach Auslaufen der Programme drastisch ein-
bricht, mit allen negativen Konsequenzen für Produktion und
Beschäftigung in der Bauwirtschaft. Eine bedarfsgerechte
Dotierung der öffentlichen Investitionshaushalte auch ab
2011 muss daher weiterhin auf der politischen Agenda ganz
oben stehen. 

Investitionen in die Infrastruktur verbinden 
Konjunktur- und Wachstumswirkungen

Neben diesem »Krisenlöschmotiv« spricht der immense Be-
darf für deutlich und vor allem dauerhaft höhere Infrastruk-
turinvestitionen des Staates. So hat sich bei den Bundes-
verkehrswegen allein aufgrund unzureichender Erhaltungs-
und Sanierungsinvestitionen ein Sanierungsdefizit von über
300 Mrd. € aufkumuliert (Berechnungen des DIW mit Da-
ten des Bundesverkehrsministeriums). Nichtstun ist hier nicht
nur fahrlässig, weil Schäden an Verkehrswegen ein Sicher-
heitsrisiko sind. Es ist verantwortungslos, weil damit der Ver-
fall volkswirtschaftlichen Vermögens zugelassen wird, ein
Verstoß gegen das Nachhaltigkeitsgebot. Und zudem ist
Nichtstun das Gegenteil von »Sparen«, denn Zögern und
Abwarten bringt erhöhte Folgekosten, ebenfalls ein Verstoß
gegen das Gebot nachhaltig zu handeln. Diese Kostener-
sparnis durch sofortiges Handeln muss man den Finanzie-
rungskosten gegenüberstellen.

Ausbau der Verkehrsinfrastruktur in Deutschland 

Darüber hinaus müssen wir auch deswegen mehr in unse-
re Infrastruktur investieren, weil nur so der zukünftig höhe-
re Bedarf befriedigt werden kann. Das gilt insbesondere für
unsere Verkehrsinfrastruktur. Fast fünf Jahre ist Europa seit
der EU-Osterweiterung am 1. Mai 2004 wieder ein einheit-
licher Wirtschaftsraum, ein Verkehrsraum ist es noch nicht.
Unsere Verkehrsinfrastruktur ist in Deutschland immer noch
zu wenig in Ost-West-Richtung ausgebaut – weder unsere
Fernstraßen noch unsere Schieneninfrastruktur. Speziell das
Bahnnetz ist in Deutschland unterentwickelt, das Bestands-
netz teilweise sogar in einem schlechten Zustand. Langsam-
fahrstellen kosten Zeit und Energie (zum Abbremsen und
nachher zum Beschleunigen), Tunnels mit zu kleinen Licht-
raumprofilen verursachen zeit- und kostenaufwändige 
Umwege. 

Rund um Deutschland sind Hochgeschwindigkeitsbahn-
netze entstanden für den schnellen Personenverkehr, in
Frankreich sind zudem Güter-TGVs mit über 250 km/h ge-
plant. Und was haben wir? In Bayern gibt es eine einzige
Hochgeschwindigkeitsstrecke zwischen München und
Nürnberg. Sie wird hervorragend angenommen, aber ei-

ne einzige Strecke dieser Art reicht eben nicht. Wir brau-
chen mehr Hochgeschwindigkeitsstrecken innerhalb
Deutschlands und zur Vernetzung mit den neuen Kraftzen-
tren in Mitteleuropa. 

Einen hohen Investitionsbedarf gibt es auch im Schienen-
güterverkehr. Dieser wäre in der Lage, 90% der Container-
transporte zwischen den Nordseehäfen und Bayern zu be-
werkstelligen – statt derzeit 50%. Das würde täglich 17 zu-
sätzliche Güterzüge erfordern (mit einer Länge von jeweils
500 m). 

Den Donauausbau vollenden

In Bayern sollte endlich der Ausbau der Donau zwischen
Straubing und Vilshofen vollendet werden. Wenn dieses rest-
liche 69 km lange Teilstück der 750 km langen Main-Donau-
Wasserstraße, die ein wichtiger Teil der Verbindung Nord-
see – Schwarzes Meer darstellt, ausgebaut ist, wäre die Do-
nau in der Lage, die Transportkapazität einer vierspurigen
Autobahn zu übernehmen; kostengünstiger und umwelt-
freundlicher als Straße und Schiene. Die Ausbaukosten ein-
schließlich Hochwasserschutzmaßnahmen liegen selbst für
die vom Bauaufwand her aufwändigste Variante D2 deutlich
unter 1 Mrd. €. 

Derartige Maßnahmen können sehr gut zum nachhaltigen
Aufbau des Vertrauens in unsere Zukunft, in den Wirtschafts-
standort Deutschland beitragen. Als Zeichen für unseren
Mut zur Zukunft!

Vorratsplanung als Vorsorge für künftige Krisen

Jetzt müssen alle bereits fertig geplanten und mit Baurecht
versehenen Projekte realisiert werden. In Bayern hat die
Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des
Innern immer einen solchen Planungsvorrat in Höhe von rund
750 Mill. €. Aus diesem Planungsschatz kann man jetzt
schöpfen. Zu wünschen wäre, dass auch andere Infrastruk-
turverantwortliche – ich denke da an die Deutsche Bahn
AG als Verantwortliche für das Schienennetz – an die Kom-
munen als Verantwortliche für das unmittelbare Lebensum-
feld der Bürger, künftig ebenfalls rechtzeitig und ausreichend
Vorratsplanung betreiben. 

Künftig die Planungs- und 
Genehmigungsverfahren beschleunigen

Damit Bauvorhaben künftig schneller umgesetzt werden
können, schlägt die Bayerische Bauindustrie zur weiteren
Beschleunigung der Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren vor: Erstens, den Wegfall des Raumordnungsverfahrens
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zugunsten der landesplanerischen Stellungnahme im Rah-
men des Planfeststellungsverfahrens (Zeitersparnis: drei
bis vier Jahre). Zweitens, die verstärkte Anwendung der Plan-
genehmigung anstelle des Planfeststellungsverfahrens (Hal-
bierung der Bearbeitungszeit) und drittens, die Einführung
von Schwellenwerten und Kriterien für die Pflicht zur Durch-
führung von Umweltverträglichkeitsprüfungen (Zeiterspar-
nis: bis zu einem Jahr). 

In der Krise Zeichen des Mutes setzen

Jede Krise bietet Chancen. Die Chance dieser Krise ist,
dass wir den Wert der Realwirtschaft und insbesondere
des Baus wieder erkennen – als Fundament einer Volks-
wirtschaft, als Voraussetzung dafür, dass Deutschland wei-
terhin ein wettbewerbsfähiger Wirtschaftsstandort und Ar-
beitsmarkt bleibt. 

Dafür müssen wir dann aber auch bereit sein, nachhaltig
mehr Bauinvestitionen zu tätigen und dafür die öffentlichen
Bauhaushalte besser auszustatten. Eine Mindestinvestiti-
onsquote von 15% in allen öffentlichen Haushalten sollte das
Ziel sein. 

Kommunale Infrastruktur: Nur mit 
Bedacht investieren bringt auch 
nachhaltige Effekte

Kommunale Komponenten im Konjunkturpaket II

In den Kommunen war die Enttäuschung groß, als am 5. No-
vember 2008 das erste Konjunkturpaket der Bundesregie-
rung »Beschäftigungssicherung durch Wachstumsstärkung«
verkündet wurde. Von den beabsichtigten Maßnahmen der
Bundesregierung, in den Jahren 2009 und 2010 Investitio-
nen und Aufträge von Unternehmen, privaten Haushalten
und Kommunen in einer Größenordnung von rund 50 Mrd. €
zu fördern, kommen gerade einmal 4 Mrd. € in den Kom-
munen an (vor allem für CO2-Gebäudesanierung und über
Infrastrukturkreditprogramme der KfW für strukturschwache
Kommunen). Und besonders pikant: Die Kommunen tragen
u.a. durch steuerliche Einbußen zur Finanzierung des Ge-
samtpakets selbst rund 4 Mrd. € bei. Und dies alles vor dem
Hintergrund, dass seit Jahren der große Investitionsrück-
stand auf kommunaler Ebene bekannt ist und durch die
jüngste Studie des Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu)
zum kommunalen Investitionsbedarf (vgl. Reidenbach et al.
2008) durch Zahlen untermauert wurde. 

Nicht zuletzt durch die Diskussion der überzeugenden Zah-
len und die Argumentationslinien in dieser Studie wurde mit
dem Konjunkturpaket II nachgebessert. Es hat im Gegen-
satz zum ersten Paket eine stärkere kommunale Kompo-
nente. Damit kommen deutlich mehr Mittel auch dort an, wo
sie für Menschen und Wirtschaft durch Verbesserungen im
direkten Lebens- und Standortumfeld spürbar werden.

Der Umfang dieses Investitionsprogramms im Konjunktur-
paket II beträgt 13,3 Mrd. €, von denen die Länder 25% als
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Kofinanzierung übernehmen. Davon gehen allerdings die
Mittel ab, die in die Hochschulen und Krankenhäuser in nicht-
kommunaler Trägerschaft gehen – bleibt ein Betrag von et-
wa 11 bis 12 Mrd. € für die Kommunen, der nach einem
bestimmten Verteilungsschlüssel auf die Länder verteilt wird.
Von den 13,3 Mrd. € des Investitionsprogramms sollen auf
den Schwerpunkt Bildung 65% entfallen, der Rest ist für wei-
tere Maßnahmen zur Modernisierung der Infrastruktur vor-
gesehen.

In der Difu-Studie zum kommunalen Investitionsbedarf wur-
de ein Szenario vorgestellt, wie aus Sicht der Autoren der
kommunale Investitionsstau bis zum Jahr 2020 aufgelöst
werden könnte. Zu dem Gesamtpaket an strategischen Maß-
nahmen und Finanzierungsinstrumenten, die dazu erfor-
derlich seien, gehörte die Forderung nach einem Beitrag
durch Zuweisungen und Fördermittel von Bund, Ländern
und der EU in Höhe von 12,5 Mrd. €, möglichst bereitge-
stellt in den Jahren ab 2009. Das Konjunkturprogramm der
Bundesregierung ist damit zumindest in dieser Hinsicht bei-
nahe eine Punktlandung.

Investitionsrückstand: Die Sachlage

In der Difu-Studie wurde für die Jahre 2006 bis 2020 ein
kommunaler Investitionsbedarf von insgesamt 704 Mrd. €
ermittelt. Dies entspricht jährlichen Investitionen in Höhe von
etwa 47 Mrd. €. Im Vergleich: 2005 wurde ein Investitions-
volumen von rund 40 Mrd. € erreicht. Diese Zahlen umfas-
sen nicht nur den Investitionsbedarf der Kommunen selbst,
sondern auch den der kommunalen Unternehmen, die in
den vergangenen Jahren jeweils etwa zur Hälfte die kom-
munalen Investitionen getätigt haben. 

Im Laufe der vergangenen Jahre hat sich ein Investitions-
stau in Höhe von etwa 75 Mrd. € angesammelt. Vor allem
bei den Straßen (Nachholbedarf von 30,9 Mrd. €), den Schu-
len (6,0 Mrd. €) und den Sportstätten (4,4 Mrd. €) besteht
ein großer Investitionsrückstand. 

Der jährliche Erweiterungs- und Ersatzbedarf könnte weit-
gehend abgedeckt werden, wenn das Investitionsniveau der
Kommunen und ihrer Unternehmen des Jahres 2007 in et-
wa gehalten werden könnte. Allerdings sind hier gewisse
Zweifel angebracht: Die aktuelle Konjunkturkrise wird auch
zu einer neuerlichen Verengung der kommunalen Investiti-
onsspielräume führen. 

Schulen gehören zu den Bereichen, in denen besonders
viel investiert werden muss. Hier sind zur Sanierung und
Aufrechterhaltung einer angemessenen Qualität der Infra-
struktur bis zum Jahr 2020 Investitionen in Höhe von
78,5 Mrd. € erforderlich. Auf die kommunalen Schulen ent-
fallen davon 73 Mrd. €, der Rest betrifft Einrichtungen an-

derer Träger. Allein für die erforderliche Erneuerung vor-
handener Schulgebäude und deren Ausrüstung (Ersatzbe-
darf) sind Investitionen in Höhe von 28,5 Mrd. € in den al-
ten Bundesländern bzw. 6,6 Mrd. € in den neuen Bun-
desländern notwendig. Daneben sind umfangreiche Maß-
nahmen für die Erweiterung der IT-Ausstattung, für die ener-
getische Gebäudesanierung oder auch im Zusammenhang
mit der Anpassung der Schulgebäude an die Anforderun-
gen von Ganztagsschulen erforderlich. Der Erweiterungs-
bedarf wurde für die alten Bundesländer auf 32,3 Mrd. €
und für die neuen Bundesländer auf 5,2 Mrd. € geschätzt.
Er ergibt sich nicht aus wachsenden Schülerzahlen – die-
sen gehen teilweise sogar deutlich zurück, sondern ist viel-
mehr notwendig, weil die vorhandenen Gebäude häufig
nicht den wachsenden Anforderungen an moderne Bil-
dungseinrichtungen gerecht werden. Beim Schnüren des
Konjunkturpakets II wurde der Schulbereich auch als wich-
tiger Schwerpunkt erkannt. 

Folgen des Investitionsstaus

Zugespitzt könnte man sagen, dass die Finanzmarktkrise
mit der Folge des massiven konjunkturellen Einbruchs den
teilweise kritischen Zustand der öffentlichen und vor allem
der kommunalen Infrastruktur erst ins Blickfeld der Diskus-
sion auf Bundesebene gebracht hat. In der Suche nach Mög-
lichkeiten, den konjunkturellen Abschwung zu bremsen, war
das Investitionsprogramm einer der wenigen Punkte – im
Gegensatz etwa zur »Abwrackprämie« oder die steuerlichen
Maßnahmen –, bei dem quer durch die Fraktionen und In-
teressengruppen und auch bei den Wirtschaftsweisen (vgl.
Sachverständigenrat 2008, 254 ff.) schnell Zustimmung ge-
funden wurde. 

Dies liegt schlicht daran, dass der Investitionsstau für alle spür-
bare Folgen zeitigt. So führen Vernachlässigungen bei Unter-
halt und Erneuerung der Infrastruktur zu stärkerem Verschleiß
und wesentlich früherem Ersatzbedarf. Damit steigen lang-
fristig die Kosten. Darüber hinaus löst ein Defizit an öffentli-
chem Sachkapital als Folge der Abnahme öffentlicher Investi-
tionstätigkeit einen Rückgang des Produktivitätswachstums
aus. Durch ein zu geringes Investitionsniveau kommt es auch
zu Gefährdungen der Nutzer beispielsweise bei kommunalen
Straßen. Nicht gepflegte Straßen und Gehwege bringen für
Verkehrsteilnehmer erhebliche zusätzliche Gefahren mit sich.
Um bei diesem Beispiel zu bleiben: Schlechte Straßen führen
auch dazu, dass z.B. die Betriebskosten der Autos erheblich
ansteigen. Erhöhte »Staukosten« können auf das Fehlen von
Investitionen in den Ausbau der Straßeninfrastruktur zurück-
zuführen sein. Weitere externe Effekte wie Umweltkosten sind
ebenfalls zu berücksichtigen. Neben diesen unmittelbaren Ef-
fekten wirken sich unterlassene Investitionen auch auf den
»Outcome« kommunaler Aufgabenwahrnehmung, z.B. die Ge-
sundheitsversorgung oder den Bildungserfolg, aus. 
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Am Bildungsbereich wird besonders deutlich, dass die Fol-
gewirkungen unterlassener Investitionen nicht nur mone-
täre bzw. ökonomische Folgen haben, sondern auch wei-
tergehende Wirkungen z.B. auf den Bildungserfolg zeiti-
gen können. So besteht beispielsweise zwischen dem Zu-
stand eines Schulgebäudes und der schulischen Leistung
der Schülerinnen und Schüler ein deutlicher Zusammen-
hang. Dabei kommt es nicht nur auf den baulichen Zustand
an, sondern auch auf den Zuschnitt der Klassenräume,
den Lärmpegel, die Raumtemperatur etc. Die Bedingun-
gen der schulischen Einrichtungen haben nach vorliegen-
den Studien aus den USA (vgl. z.B. Branham 2002; Law-
rence 2003; Sutherland und Lubman 2001) einen wichti-
gen Einfluss auf die Leistungen der Schülerschaft und die
Effektivität der Lehrkräfte. Gerade in älteren Gebäuden tre-
ten damit Probleme auf, so dass statistisch gesehen das
Alter des Schulgebäudes einen guten Hinweis auf dessen
Qualität gibt. Die Leistungen der Schülerschaft in gepfleg-
ten und gut ausgestatteten Schulgebäuden lagen in den
meisten untersuchten Fällen über den schulischen Leis-
tungen von Schülerinnen und Schülern in problematischen
Schulgebäuden, unabhängig von der Sozialstruktur und
anderen Faktoren.

Schwerpunkte setzen, Verpuffen der Mittel 
vermeiden

Kaum war das kommunale Investitionsprogramm ange-
kündigt, wurde in den Städten, Kreisen und Gemeinden
von allen Seiten Begehren laut, dass die Mittel gerade in
diesem oder jenem Bereich mit besonderem Vorrang ein-
gesetzt werden sollten – die Bedarfsmeldungen reichen
von der »Tourismusförderung« über »neue Schwimmhal-
len« bis zur »Grundsanierung von Schulen«. Sollen die Wir-
kungen des Pakets von Bund und Ländern tatsächlich kon-
junkturell stabilisierend und nachhaltig sein, dann muss
man sich klar sein, dass es sich nicht um ein Wunschkon-
zert handelt, sondern dass ganz gezielt investiert werden
muss.

Abgesehen von der zweifellos sinnvollen Rahmensetzung,
dass 65% der Mittel in den Bildungsbereich fließen sol-
len, ist es vernünftig, zu allererst auf Maßnahmen zu 
setzen, 

– die sich selbst möglichst kurzfristig refinanzieren und für
die bisher nur die Anschubfinanzierung fehlte (z.B. ener-
getische Sanierung),

– die schnell umsetzbar sind oder die vorgezogen werden
können,

– die keine wesentlichen Folgekosten auslösen,
– die in Bereichen angesiedelt sind, in denen der Investiti-

onsstau und Investitionsbedarf besonders hoch ist (vgl.
oben),

– die in engem Zusammenhang mit anderen ausgewiese-
nen politischen Prioritäten stehen (z.B. Klimaschutz, In-
tegration und Sicherung von Arbeitsplätzen) oder,

– die die sozialen Folgen des Abschwungs auffangen, z.B.
Infrastrukturmaßnahmen in sozial benachteiligten 
Quartieren.

Eine Kombination von Effekten etwa im Bildungsbereich und
beim Klimaschutz ist besonders zielführend. In dem gesam-
ten geschätzten Erweiterungsbedarf von 218 Mrd. € bis zum
Jahr 2020 (vgl. Reidenbach et al. 2008) sind beispielswei-
se notwendige energetische Sanierungen enthalten, die al-
leine für Sportstätten und Schulen zusammen 4,4 Mrd. €
ausmachen. 

Allerdings sollten Erfahrungen aus den Jahren 2006 und
2007, in denen seit langen Jahren auf kommunaler Ebene
wieder mehr investiert werden konnte, die Zuwächse aber
in erster Linie durch die Preissteigerungen der Bauindustrie
und des Baugewerbes »aufgefressen« wurden, beachtet
werden. Es ist davon auszugehen, dass die Bauindustrie
vom wirtschaftlichen Abschwung nur begrenzt betroffen sein
wird und derzeit im Wesentlichen volle Auftragsbücher hat.
Das heißt, dass man auch verstärkt an Investitionen in die
Ausstattung (z.B. IT-Ausstattung) und gegebenenfalls an Un-
terhaltungsmaßnahmen denken muss. 

Notwendige Flankierung durch andere 
Maßnahmen und Rahmensetzungen

Die erwünschten Effekte des Konjunkturpakets im investi-
ven Bereich treten nur dann ein, wenn einerseits die Rah-
menbedingungen von Seiten des Bundes und der Länder
in der Umsetzung des Förderprogramms richtig gesetzt wer-
den, und wenn andererseits die Kommunen selbst flankie-
rende Maßnahmen ergreifen können.

Zunächst einmal ist zu hoffen, dass mit der konkretisieren-
den Verwaltungsvereinbarung zum kommunalen Investitions-
programm, wie sie im Beschluss der Bundesregierung zu En-
de Januar angekündigt ist, tatsächlich ein Instrument geschaf-
fen wird, mit dem die Länder die Mittel schnell, flexibel und
unbürokratisch an die Kommunen weiterreichen können. Ziel
muss es auch sein, gerade finanzschwachen Kommunen wirk-
sam helfen zu können. Beispielsweise muss es für Kommu-
nen in Haushaltsnotlage möglich sein, fast oder gänzlich oh-
ne Eigenanteile – die dann ebenfalls Bund und Länder über-
nehmen müssen – Investitionen finanzieren zu können. Es soll-
te auch geprüft werden, ob für finanzschwache Kommunen
nicht flankierend KfW-Kreditprogramme mit tilgungsfreien Zei-
ten und Zinsreduzierungen aufgelegt werden.

Entscheidend für den Erfolg des Pakets wird weiterhin sein,
dass nicht nur Investitionen im streng haushaltsrechtlichen
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Sinne möglich sind, sondern beispielsweise auch Unterhal-
tungs- und Sanierungsmaßnahmen, die zu den laufenden
Ausgaben zu rechnen sind (aber investiven Charakter ha-
ben), gefördert werden können. Gerade solche Maßnahmen
sind schnell umsetzbar, haben damit auch schnelle Wir-
kungen auf die Konjunktur und kommen besonders der mit-
telständischen Wirtschaft und dem Handwerk zugute.

Zu begrüßen ist, dass im Konjunkturpaket Vereinfachun-
gen bei der Vergabe vorgesehen sind, wie etwa die Erhö-
hung der Schwellenwerte für beschränkte Ausschreibungen
und die freihändige Vergabe. Gleichzeitig hat die EU-Kom-
mission einer Beschleunigung der Vergabeverfahren zuge-
stimmt, um die Mitgliedstaaten durch die Möglichkeit einer
raschen Ausführung großer öffentlicher Investitionsprojekte
zu unterstützen. Zu prüfen und gegebenenfalls auch gegen-
zusteuern ist allerdings, wenn als Folge der Verdacht auf
überhöhte Preise entsteht.

Angenommen alle Rahmensetzungen führen zu den erwünsch-
ten Effekten, werden mit den Mitteln von Bund und Ländern
aus den beiden Konjunkturpaketen bis zu 15 Mrd. € zur Mil-
derung des Investitionsrückstands investiert. Wie vorne ausge-
führt, steht dem ein aktueller Investitionsrückstand in Höhe
von 75 Mrd. € gegenüber (nicht gerechnet die Erweiterungs-
und Ersatzbedarfe der nächsten Jahre). Daraus wird schnell
deutlich, dass eine Reihe von flankierenden Maßnahmen von
Bund, Ländern und vor allem von Seiten der Kommunen not-
wendig ist, um mehr als das aktuell Notwendige zu tun.

Handlungsansätze, wie sie in der Difu-Studie (Reidenbach
et al. 2008) vorgeschlagen sind, liegen in drei Bereichen: 

– die verstärkte strategische Ausrichtung des Investitions-
managements unter Anwendung des Lebenszyklusan-
satzes und im Einsatz Kosten minimierender Unterhal-
tungsstrategien,

– die intelligente Finanzierung der Investitionen, zu denen
auch der Einsatz von Fremdfinanzierungsmodellen wie
beispielsweise das Contracting, gehört, welches unter
Umständen ganz ohne Kapitaleinsatz seitens der Kom-
munen auskommen kann und 

– der vorsichtige Ausbau von Public-Private-Partnership-
Projekten (PPP) als integrierter Strategie- und Finanzie-
rungsansatz in ausgewählten Infrastrukturbereichen, et-
wa bei Schulen oder im Bereich Sport/Freizeit/Tourismus
(dies allerdings nur, wenn die Vorprüfungen zu belastba-
ren Wirtschaftlichkeitsvorteilen kommen).

Langfristig wirksame Effekte und Nachhaltigkeit
der Maßnahmen

Das Konjunkturpaket ist unter dem Druck geschnürt wor-
den, Maßnahmen zu initiieren und zu fördern, die möglichst

kurzfristig stabilisierend auf die Volkswirtschaft wirken. Ge-
rade deswegen ist darauf zu achten, dass die mittel- und
langfristigen Effekte der Maßnahmen in der Prioritätenset-
zung nicht vernachlässigt werden.

Zunächst einmal gilt, dass die jetzt gesetzten positiven Sig-
nale in der Absicht, Infrastrukturdefizite zu mildern, auch sta-
bilisierende Effekte auf die Volkswirtschaft haben, selbst
wenn die Mittel nicht in Kürze abfließen – sie wirken »stim-
mungsaufhellend«. Wenn es sich allerdings nach 2010 er-
weisen sollte, dass Investitionen »nur« vorgezogen wurden,
aber auf mittlere Sicht der Investitionsrückstand nicht nach-
haltig abgebaut wird, ist wenig gewonnen.

Wenn mit den richtigen Prioritäten investiert wird und An-
reizmechanismen geschaffen werden, Maßnahmen zu rea-
lisieren, die mittel- und langfristig besonders positive Wir-
kungen zeigen, dann kann die zusätzliche Schuldenlast durch
das Konjunkturprogramm schneller abgetragen werden als
derzeit vorausgesehen wird. In mittlerer und längerer Frist
sind erhebliche Einsparungen möglich, wenn durch intelli-
gente Investitionen die Kosten der Flickschusterei und der
Feuerwehreinsätze an der Infrastruktur oder durch energe-
tische Sanierungen Heizkosten drastisch reduziert werden. 

Über die volkswirtschaftlichen Effekte hinaus wird – wenn
richtige Schwerpunkte gesetzt werden, die Rahmensetzun-
gen stimmen und die Maßnahmen durch andere Handlungs-
ansätze flankiert werden – nicht nur ein Beitrag zur kon-
junkturellen Stabilisierung geleistet. Darüber hinaus werden
langfristig positive Wirkungen für viele Bereiche des Gemein-
wohls erzielt – von der Bildung bis Aufwertung des Lebens-
umfeldes –, die eine nachhaltige und für kommende Gene-
rationen bedeutsame Verbesserung der Infrastruktur in
Deutschland mit sich bringen. 
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2008: Investitionsplus von 9%

Wie sich bereits in den beiden letzten Er-
hebungen abzeichnete, haben die Un-
ternehmen des westdeutschen verarbei-
tenden Gewerbes ihre Investitionen 2008
nochmals deutlich erhöht. Nach der ak-
tuellen Hochrechnung übertrafen die In-
vestitionen mit gut 47 Mrd. € das Vorjah-
resniveau um rund 9% (vgl. Tab. 1). Der
reale Anstieg bewegt sich aufgrund der
derzeit nahezu stabilen Preise für Investi-
tionsgüter in ähnlicher Größenordnung. 

Berücksichtigt man ferner die in den neu-
en Bundesländern getätigten Investitio-
nen, die ähnlich deutlich erhöht wurden,
kommt man auch für Gesamtdeutschland
auf einen Anstieg der Industrieinvestitio-
nen im Jahr 2008 von – nominal und real
– rund 9%.

Kleine Unternehmen kürzen ihre
Investitionen

Differenziert man die Investitionsentwick-
lung nach der Größe des Unternehmens,

so ist auffallend, dass insbesondere die
großen Unternehmen im letzten Jahr ihre
Investitionen erhöhten, während die klei-
nen und mittelständischen Unternehmen
ihre Ausgaben für neue Bauten und Aus-
rüstungsgüter kürzten bzw. nur leicht auf-
stockten. Folglich ist im Verbrauchsgüter
produzierenden Gewerbe, in dem eher
kleine und mittelständische Unternehmen
dominieren, nur ein geringfügiger Investi-
tionsanstieg zu verzeichnen, demgegen-
über wurden vor allem im Investitionsgü-
ter produzierenden Gewerbe, aber auch
im Grundstoff- und Produktionsgüterge-
werbe die Investitionsausgaben deutlich
erhöht. Das Nahrungs- und Genussmit-
telgewerbe meldete eine Zuwachsrate
von 2%. Der Bergbau dürfte um rund 9%
mehr in Sachanlagen investiert haben als
2007.

Im Grundstoff- und Produktionsgüterge-
werbe nahmen die Investitionen im letz-
ten Jahr um knapp 4% zu. Die stärksten
Zuwächse – jeweils um rund ein Viertel –
waren in der eisenschaffenden Industrie
und bei den Gießereien zu verzeichnen.
Aber auch die chemische Industrie und

wieder ein Investitionsminus geplant

Annette Weichselberger

Westdeutsche Industrie 2009: Erstmals seit 2005 

Nach den aktuellen Ergebnissen des ifo Investitionstests wollen die Unternehmen des westdeut-

schen verarbeitenden Gewerbes 2009 ihre Investitionen um rund 4% kürzen. Für das Jahr 2008

ergaben die Meldungen der Erhebungsteilnehmer einen Anstieg von knapp 9%. An der im vierten

Quartal 2008 durchgeführten Investitionsbefragung, bei der Rückmeldungen bis Ende Dezember

berücksichtigt wurden, beteiligten sich knapp 1 800 westdeutsche Unternehmen. Gemessen an

den Bruttoanlageinvestitionen repräsentieren die erfassten Unternehmen das verarbeitende Ge-

werbe Westdeutschlands zu rund 50%. Erhoben wurden neben den Anlagezugängen im Jahr 2008

die Investitionspläne für 2009 sowie die Zielsetzung der Investitionstätigkeit.

Tab. 1 

Bruttoanlageinvestitionen im Bergbau und verarbeitenden Gewerbe Westdeutschlands 
(in jeweiligen Preisen) 

 in Mill.  Veränderungsraten in % 

 2006 2007
a)

 2007/2006
a)

 2008/2007
a)

 2009/2008
b)

 

Bergbau 700 800 + 14 +   9 ± 0 
Verarbeitendes Gewerbe 39 370 43 440 + 10 +   9 – 4 

  davon:      

  Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 10 070 11 580 + 15 +   4 – 2 

  Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 20 690 22 660 + 10 + 15 – 5 

  Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 5 280 5 660 +   7 +   1 – 3 

  Nahrungs- und Genussmittelgewerbe 3 330 3 540 +   6 +   2 ± 0 

Bergbau und verarbeitendes Gewerbe 40 070 44 240 + 10 +   9 – 4 

a)
 Vorläufig. – 

b)
 Geschätzt aufgrund von Planangaben. 

Quelle: ifo Investitionserhebungen. 
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die NE-Metallerzeugung investierten sehr rege (+ 15%). Die
Branchen Gummiverarbeitung sowie Ziehereien und Kalt-
walzwerke meldeten Erhöhungen zwischen 5 und 10%. Er-
heblich gekürzt – um mehr als die Hälfte – wurden die In-
vestitionsausgaben in der Zellstoff-, Papier- und Pappeer-
zeugung, was auf ein 2007 abgeschlossenes großes In-
vestitionsprojekt zurückzuführen ist. Spürbare Investitions-
rückgänge von rund einem Drittel ergaben die Meldungen
der Mineralölverarbeitung (einschließlich Vertrieb) und der
Holzbearbeitung. Der Bereich Steine und Erden kürzte sei-
ne Investitionen 2008 um rund 10%.

Im Investitionsgüter produzierenden Gewerbe lag das In-
vestitionsniveau 2008 knapp 15% über dem vom Vorjahr.
Der stärkste Anstieg – um rund ein Drittel – war im Schiff-
bau zu verzeichnen. Belebt wurde die Investitionsentwick-
lung im Investitionsgüter produzierenden Gewerbe aber vor
allem durch die Investitionserhöhung von rund 20% des
Straßenfahrzeugbaus, da dieser gemessen an seinem In-
vestitionsvolumen in dieser Hauptgruppe einen Anteil von
gut zwei Fünfteln hat. Um einen ähnlichen Prozentsatz hat
auch der Luft- und Raumfahrzeugbau seine Investitions-

ausgaben aufgestockt. Zuwachsraten von 10 bis 15% mel-
deten folgende Branchen: Maschinenbau, Elektrotechnik,
Feinmechanik und Optik sowie die Herstellung von EDV-
Geräten. Die Hersteller von EBM-Waren und die Unterneh-
men des Stahl- und Leichtmetallbaus erhöhten ihre Inves-
titionen im Durchschnitt um rund 5%. Gekürzt – um fast
10% – wurden die Ausgaben für neue Bauten und Ausrüs-
tungsgüter innerhalb des Investitionsgütergewerbes nur in
der Stahlverformung. 

Das Verbrauchsgüter produzierende Gewerbe, in dem eher
kleine und mitteständische Unternehmen dominieren, hat
insgesamt gesehen seine Investitionen 2008 nur leicht –
um knapp 1% – aufgestockt. Die stärkste Erhöhung – um
rund ein Viertel – meldete das Bekleidungsgewerbe, das
2007 seine Investitionen spürbar verringert hatte. Auch das
Textilgewerbe investierte in diesem Bereich relativ stark
(+ 10%). Etwas niedriger waren die Zuwachsraten mit rund
5% in der Holzverarbeitung, im Ledergewerbe und in der
Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck
usw. In folgenden Branchen dürfte sich das Investitionsvo-
lumen 2008 in der Größenordnung vom Vorjahr bewegt ha-
ben: Feinkeramik, Herstellung und Verarbeitung von Glas,
Papier- und Pappeverarbeitung sowie in der Herstellung von
Kunststoffwaren. Gekürzt wurden die Sachanlageinvesti-
tionen – um etwa 5% – in der Branche Druckerei und Ver-
vielfältigung.

2009: Investitionsrückgang um 4%

Angesichts der derzeit extrem angespannten konjunkturel-
len Lage hat die Investitionsbereitschaft der Industrieunter-
nehmen verbreitet nachgelassen. Nach den Ergebnissen der
Investitionserhebung planen dennoch 41%, mit dem Um-
satz gewichtet sogar 58% der Unternehmen, ihre Investiti-
onsausgaben 2009 zu erhöhen. Demgegenüber wollen 45%,
gewichtet 34%, der Unternehmen weniger als im letzten Jahr
investieren (vgl. Abb. 1). Der aus den gewichteten »Mehr«-
und »Weniger«-Meldungen für 2009 resultierende Saldo be-
trägt somit + 24 (vgl. Tab. 2). Im vergangenen Jahr lag der
entsprechende Saldo für 2008 bei + 42. Quantifiziert man
die Tendenzangaben jedoch mittels der von den meisten
Unternehmen gemeldeten Veränderungsraten, dann ist da-
mit zu rechnen, dass die westdeutsche Industrie 2009 um
nominal fast 4% weniger investieren wird als im letzten Jahr
(vgl. Tab. 1). Der reale Rückgang dürfte bei gut 3% lie-
gen, da für Ausrüstungsinvestitionen in diesem Jahr leicht
sinkende Preis erwartet werden. Dieser eher moderate
Rückgang ist in erster Linie auf die zum Teil noch rege In-
vestitionstätigkeit einiger großer Unternehmen zurückzufüh-
ren. Demgegenüber wollen die Unternehmen mit weniger
als 500 Beschäftigten ihre Investitionen im Durchschnitt kür-
zen, und zwar je kleiner das Unternehmen desto stärker
die Budgeteinschränkung. 

-40

-20

0

20

40

60

-40

-20

0

20

40

60

75 77 79 81 83 85 87 89 91 93 95 97 99 01 03 05 07 09

Planung und tatsächliche Entwicklung der Investitionen 

in der westdeutschen Industrie

Quelle: ifo Investitionstest (West).

-30

-20

-10

0

10

20

30

75 77 79 81 83 85 87 89 91 93 95 97 99 01 03 05 07 09

-30

-20

-10

0

10

20

30

Tendenz der Investitionspläne

Investitionsentwicklung (nominal)

a)
 Differenz zwischen den "Mehr"- und den "Weniger"-Meldungen (Prozentpunkte), 

Stand jeweils Herbst des Vorjahres.
b)

 Bruttoanlageinvestitionen der Industrie, 2007 und 2008: vorläufig, 2009: ermittelt 

aufgrund der Planangaben.

Tendenzsalden
a) 

Veränderungsraten
b)

 in %

Abb. 1



Daten und Prognosen

i fo  Schne l ld ienst  2/2009 –  62.  Jahrgang

18

Ein weiteres Indiz für die nachlassende Investitionsbereit-
schaft ist die Entwicklung der Auftragseingänge bei den In-
dustrieausrüstern des Maschinenbaus, die ein guter Indi-
kator für die Investitionsneigung der Unternehmen ist. Seit
Anfang letzten Jahres sind die Bestellungen bei den Maschi-
nenherstellern – allerdings ausgehend von einem sehr ho-

hen Niveau – rückläufig, während die Umsätze der Maschi-
nenhersteller 2008 noch einmal leicht zugenommen haben
dürften (vgl. Abb. 2).

Da ein Teil der Meldungen zum ifo Investitionstest bereits
Ende September abgegeben wurde, ist jedoch nicht aus-
zuschließen, dass die westdeutsche Industrie ihre Investi-
tionen angesichts der seither starken konjunkturellen Eintrü-
bung noch stärker reduzieren wird. Ein Beleg hierfür ist das
Ergebnis einer vom ifo Institut Anfang Dezember 2008 durch-
geführten Telefonumfrage im Auftrag der Wirtschaftswoche.
Danach planen nur 16% der Unternehmen des verarbei-
tenden Gewerbes, ihre Investitionen 2009 gegenüber die-
sem Jahr zu erhöhen, während 52% ihre Ausgaben für neue
Bauten und Ausrüstungsgüter kürzen wollen. 

Investitionsrückgänge in fast allen Bereichen

In diesem Jahr sind in fast allen Hauptgruppen Kürzungen
der Investitionsausgaben geplant. Nur im Nahrungs- und
Genussmittelgewerbe und im Bergbau ist ein Investitions-
volumen vorgesehen, das in etwa dem des Vorjahres ent-
spricht.

Im Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe ist 2009 nach
den ersten Plänen der Unternehmen im Durchschnitt mit
einem Rückgang der Investitionen um 2% zu rechnen. Spür-
bare Kürzungen um rund 15% haben die eisenschaffende
Industrie und die Gummiverarbeitung geplant. Im Vergleich
dazu sind die vorgesehenen Budgeteinschränkungen von
etwa 5% in dem Bereich Steine und Erden und bei den Zie-
hereien und Kaltwalzwerken relativ moderat. Ein im Vergleich
zu 2008 konstantes Investitionsniveau ist in folgenden Bran-
chen zu erwarten: chemische Industrie, NE-Metallerzeu-
gung, Holzbearbeitung sowie bei den Gießereien. Mit einer
deutlichen Erhöhung der Investitionsausgaben – um gut
ein Fünftel bzw. ein Zehntel – ist aus heutiger Sicht nur in der
Zellstoff-, Papier- und Pappeerzeugung und in der Mineral-

Tab. 2 

Tendenzen der Investitionsplanung im verarbeitenden Gewerbe Westdeutschlands 

Im Jahr 2009 wollen gegenüber 2008 Zum Vergleich: 

... % der Unternehmen
a)
 investieren Planungstendenzen für 

 etwa   2008 2007 

 

mehr gleichviel weniger Saldo
b)

 Saldo
b)

 

Verarbeitendes Gewerbe 58   8 34 + 24 + 42 + 44 

  davon:       

  Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 60   4 36 + 24 + 39 + 37 

  Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 59 11 30 + 29 + 57 + 53 

  Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 49   6 45 +   4 + 24 + 37 

  Nahrungs- und Genussmittelgewerbe 55   1 44 + 11 – 14 + 17 

a)
 Die Firmenangaben wurden mit dem Umsatz gewichtet. Die Ergebnisse der Hauptgruppen wurden durch Gewichtung der 

Gruppendaten  mit den hochgeschätzten Investitionen ermittelt. – 
b)
 Der Saldo ist die Differenz der »Mehr«- und »Weniger«-

Meldungen. 

Quelle: ifo Investitionserhebungen. 
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ölverarbeitung (einschließlich Vertrieb) zu
rechnen. In diesen beiden Branchen waren
allerdings 2008 starke Rückgänge zu ver-
zeichnen.

Der im Investitionsgüter produzierenden Ge-
werbe für 2009 zu erwartende Investitions-
rückgang von 5% ist breit angelegt. Die ein-
zige Branche in diesem Bereich, die den Mel-
dungen zufolge mehr als 2008 investieren
will (um rund 5%), ist die Herstellung von DV-
Geräten, die gemessen an ihrem Investiti-
onsvolumen ein relativ geringes Gewicht hat.
Ein gegenüber dem Vorjahr im Durchschnitt
unverändertes Investitionsbudget haben die
Straßenfahrzeugbauer und die Unternehmen
des Luft- und Raumfahrzeugbaus vorgese-
hen. Die stärkste Investitionskürzung ist im
Schiffbau zu erwarten, der 2008 seine Ausgaben für Sach-
anlageinvestitionen stark erhöht hatte. Rückgänge zwischen
5 und 10% sind in folgenden Branchen geplant: Maschinen-
bau, Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik, Stahl- und
Leichtmetallbau, Stahlverformung sowie in der Herstellung
von EBM-Waren. 

Im Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbe wird der In-
vestitionsrückgang im Durchschnitt voraussichtlich knapp
3% betragen. Erhöhen – um 5 bis 10% – wollen hier ihre In-
vestitionsausgaben nur die Feinkeramik, die Herstellung und
Verarbeitung von Glas und die Holzbearbeitung. Der Bereich
Druckerei und Vervielfältigung will in ähnlichem Umfang in
neue Bauten und Ausrüstungsgüter investieren wie im letz-
ten Jahr. Kürzungen von 5 bis 10% meldeten demgegen-
über – insgesamt gesehen – die Hersteller von Kunststoff-
waren, die Firmen der Papier- und Pappeverarbeitung und
die des Bekleidungsgewerbes. Etwas stärker wollen das
Textilgewerbe, das Ledergewerbe und die Herstellung von
Musikinstrumenten, Spielwaren und Schmuck usw. ihre In-
vestitionen einschränken.

Ersatzbeschaffun 2009 vor Kapazitätserweiterung

Im Rahmen der Herbsterhebung werden die Unternehmen
auch zu ihren Investitionsmotiven befragt. Aufgrund unter-
schiedlicher Fragestellungen sind die hier dargestellten Er-
gebnisse hinsichtlich der Investitionsziele jedoch nicht mit
denen der Frühjahrserhebung vergleichbar. Während im
Frühjahr die Unternehmen das Hauptmotiv ihrer Investitions-
tätigkeit angeben, werden sie in der Herbsterhebung um
eine quantitative Aufteilung der Investitionen nach den un-
terschiedlichen Investitionsmotiven gebeten. Die Fragestel-
lung erlaubt es somit, die Investitionen im Hinblick auf die
jeweilige Zielsetzung unmittelbar zu quantifizieren. Des Wei-
teren ist der Zielekatalog umfangreicher als in der Frühjahrs-
erhebung.

Wie in Zeiten eher nachlassender Investitionstätigkeit zu
erwarten, gewinnt die Ersatzbeschaffung wieder relativ an
Bedeutung (vgl. Abb. 3). Im Industriedurchschnitt steht die-
se 2009 mit 32% an erster Stelle (vgl. Tab. 3). Damit soll in
diesem Jahr knapp 14,5 Mrd. € für Ersatzbeschaffungen
ausgegeben werden. 2008 lag dieses Motiv noch mit rund
31% knapp hinter der Erweiterung auf dem zweiten Platz.
Auf Branchenebene hat die Ersatzbeschaffung in der Fein-
keramik sowohl 2008 als auch 2009 ein überdurchschnitt-
liches Gewicht. 2008 verfolgen vor allem die Elektrotechnik
und das Ledergewerbe dieses Investitionsziel. In diesem
Jahr 2009 sehen insbesondre folgende Branchen ihren In-
vestitionsschwerpunkt in der Ersatzbeschaffung: Holzbe-
arbeitung, Schiffbau, Textilgewerbe und Nahrungs- und Ge-
nussmittelgewerbe.

Kapazitätserweiterungen stehen 2009 an zweiter Stelle.
Rund 30% der Investitionen sollen in diesem Jahr in Erwei-
terungsmaßnahmen fließen, im letzten Jahr waren es nach
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Tab. 3 

Struktur der Investitionen im westdeutschen 

verarbeitenden Gewerbe 

Investitionskategorien 
Anteil an den 

Gesamtinvestitionen 
in %

a)
 

 2008 2009 

Kapazitätserweiterung 33,5 30,0 

Umstrukturierung 13,2 13,1 

Rationalisierung 12,9 14,5 

Ersatzbeschaffung 30,7 31,9 

Andere Investitionsvorhaben
b)

 9,7 10,5 

Investitionen insgesamt 100,0 100,0 

a)
 Hochgerechnete, strukturbedingte Anteilswerte. – 

b) 
In-

vestitionen für Umweltschutzzwecke, zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen, für Forschung und Entwicklung 
sowie für Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung u.a.m. 

Quelle: ifo Investitionserhebung, Herbst 2008. 
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den Angaben der Unternehmen 33%. Verglichen mit dem
Industriedurchschnitt hat dieses Investitionsmotiv im Luft-
und Raumfahrzeugbau – sowohl 2008 als auch 2009 – ein
hohes Gewicht. Im letzten Jahr gaben daneben auch vor
allem die Gießereien, die Feinmechanik und Optik, die NE-
Metallerzeugung sowie die Herstellung und Verarbeitung von
Glas relativ viel für Erweiterungsmaßnahmen aus.

Rund ein Siebtel der Investitionen des verarbeitenden Ge-
werbes dienen in diesem – wie auch schon im letzten –
Jahr Rationalisierungsmaßnahmen. Hervorzuheben sind ge-
nerell die Rationalisierungsaktivitäten der Zellstoff-, Papier-
und Pappeerzeugung und des Bekleidungsgewerbes. 2008
hat auch die Branche Gewinnung und Verarbeitung von Stei-
nen und Erden recht stark in Rationalisierungsmaßnahmen
investiert.

Knapp ein Siebtel der Investitionen des verarbeitenden Ge-
werbes fließt in diesem Jahr in Umstrukturierungsmaßnah-
men. Darunter sind Umstrukturierungen im Produktionspro-
gramm ohne wesentliche Erweiterungseffekte zu verstehen,
wie z.B. Erweiterung der Kapazität zur Herstellung bestimm-
ter Produkte/Produktprogramme bei gleichzeitiger Ein-
schränkung anderer Fertigungskapazitäten. Dieses Motiv
dominiert seit Anfang der achtziger Jahre das Investitions-
geschehen im Straßenfahrzeugbau. In den hier beobachte-
ten Jahren haben Umstrukturierungsinvestitionen auch im
Bekleidungsgewerbe und in der Mineralölverarbeitung (ein-
schließlich Vertrieb) einen relativ hohen Anteil.

Die restlichen Bruttoanlageinvestitionen im verarbeitenden
Gewerbe (rund ein Zehntel) sind den sog. »anderen Inves-
titionsvorhaben« zuzuordnen. Darunter fallen z.B. Ausgaben
für Forschung und Entwicklung sowie Umweltschutzinves-
titionen. Ein überdurchschnittlich hohes Gewicht haben die-
se Investitionen 2009 im Ledergewerbe und im letzten Jahr
in der Feinmechanik und Optik.

Zusammenfassung

Nach den aktuellen Ergebnissen des ifo Investitionstests
vom Herbst 2008 hat das westdeutsche verarbeitende Ge-
werbe 2008 zum dritten Mal in Folge seine Investitionen er-
höht, und zwar um 9%. Insbesondere die großen Unter-
nehmen erhöhten im letzten Jahr ihre Investitionen, während
die kleinen und mittelständischen Unternehmen ihre Ausga-
ben für neue Bauten und Ausrüstungsgüter kürzten bzw.
nur leicht aufstockten.

Angesichts der derzeit extrem angespannten konjunkturel-
len Lage hat die Investitionsbereitschaft der Industrieunter-
nehmen verbreitet nachgelassen. Nach den Meldungen der
Unternehmen des westdeutschen verarbeitenden Gewer-
bes ist für dieses Jahr ein Investitionsrückgang von 4% zu

erwarten. Dieser eher moderate Rückgang ist in erster Li-
nie auf die zum Teil noch rege Investitionstätigkeit einiger
großer Unternehmen zurückzuführen. Demgegenüber wol-
len die kleinen Unternehmen (bis 50 Beschäftigte) ihre Bud-
gets nochmals stark einschränken. Da sich seit Abgabe
der meisten Meldungen die konjunkturelle Eintrübung fort-
gesetzt hat, ist es allerdings nicht auszuschließen, dass die
Unternehmen der westdeutschen Industrie zum Teil ihre In-
vestitionspläne noch revidieren werden. 

Bei den Investitionsmotiven steht in diesem Jahr die Er-
satzbeschaffung an erster Stelle. Knapp dahinter folgt die
Kapazitätserweiterung, die 2008 noch vorne lag. Rationali-
sierungsinvestitionen, deren Bedeutung im Laufe der letz-
ten Jahre spürbar gesunken ist, werden 2009 den Meldun-
gen zufolge auf dem dritten Platz liegen. 
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Die europäische Bauwirtschaft hat eine
beispiellose Rekordleistung vollbracht: In
jedem der 14 Jahre zwischen 1994 und
2007 wurde ein Wachstum erreicht – auch
wenn es manchmal, wie z.B. 1996 und
2002 – nur sehr bescheiden ausfiel. Dies
ist das Ergebnis einer großartigen Team-
leistung, denn in dieser langen Periode
gab es in jedem Land »Schwächepha-
sen«, die aber durch die günstige Entwick-
lung in anderen Ländern ausgeglichen
wurde.

Seit Jahrzehnten schwerster 
Einbruch im europäischen Bau 

2008 wurde dieser Trend gebrochen.
Auch wenn die Daten heute noch vor-
läufig sind, dürfte der Einbruch mit ei-
nem Minus von rund 21/2% recht eindeu-

tig ausfallen. Und nach den Prognosen
der Euroconstruct-Experten dürfte sich
die Situation in diesem Jahr sogar noch
spürbar verschlechtern. Der Rückgang
der Bautätigkeit in Europa in den beiden
Jahren 2008 und 2009 wird der wohl
dramatischste Einbruch der letzten Jahr-
zehnte werden. 2009 dürfte nicht einmal
mehr das Niveau des Jahres 2005 er-
reicht werden; 2011 könnte das Bau-
volumen 1,46 Bill. € erreichen (vgl.
Abb. 1).

Die Schwäche der europäischen Bauwirt-
schaft resultiert hauptsächlich aus der ne-
gativen Entwicklung in einigen westeuro-
päischen Ländern – sowie Ungarn in Ost-
europa. So wird für Spanien, nach einem
Rückgang um 131/2% im Jahr 2008 ein
noch größerer (– 161/2%) 2009 erwartet.
In Irland werden 2009 die Bauinvestitio-
nen um rund ein Sechstel schrumpfen –

aber auch etwas Licht
Ausgewählte Ergebnisse der Euroconstruct-Winterkonferenz 2008

Erich Gluch und Ludwig Dorffmeister

Die europäische Bauwirtschaft bis 2011: Viel Schatten – 

2008 schrumpfte das europäische Bauvolumen um rund 21/2%. Für 2009 erwarten die Experten

für die in der Euroconstruct-Gruppe1 zusammengeschlossenen europäischen Länder sogar einen

Rückgang um ca. 41/2%. Nach einer Stagnation in 2010 dürfte sich die Nachfrage erst ab 2011

wieder beleben. Die größten Impulse kommen im Prognosezeitraum vom Tiefbau. In diesem Teil-

segment dürften die Bauinvestitionen, nach einem nur moderaten Anstieg in diesem Jahr, 2010

und 2011 um rund 31/2% p.a. zulegen. Der Wohnungsbau, der 2006 mit einem Zuwachs von etwa

41/2% noch die Spitzenposition innehatte, wird nach dem bereits schwachen Jahr 2008 (– 7%) auch

2009 weiter an Schwung verlieren (– 7%). Diese negative Entwicklung ist in erster Linie auf die

stark rückläufige Wohnungsbautätigkeit in Spanien zurückzuführen. Besonders positiv wird die

Entwicklung in den nächsten Jahren in den vier analysierten osteuropäischen Ländern verlaufen.

Hier dürfte die Bautätigkeit im Durchschnitt der Jahre 2009 bis 2011 um rund 81/2% pro Jahr zu-

nehmen.

1 Das europäische Forschungs- und Beratungsnetz-
werk »Euroconstruct« wurde 1975 gegründet. In
diesem Verbund kooperieren Institute mit spezifi-
schem Know-how im Bau- und Immobiliensektor
aus 15 westeuropäischen sowie vier mittelosteu-
ropäischen Ländern; weitere europäische Länder
werden »nachrichtlich« einbezogen. Den Kern der
Euroconstruct-Aktivitäten bilden Konferenzen, die
zweimal jährlich an wechselnden Orten in Europa
veranstaltet werden. Außerdem werden Spezial-
studien zu den längerfristigen Perspektiven und
zu den Strukturveränderungen im europäischen
Bausektor erstellt.
Das ifo Institut für Wirtschaftsforschung an der Uni-
versität München e.V. ist Gründungsmitglied und
deutsches Partnerinstitut des Netzwerks. Die in
diesem Beitrag vorgestellten Analysen und Prog-
nosen basieren auf den 19 Länderberichten zur 66.
Euroconstruct-Konferenz, die am 5. Dezember
2008 in Brüssel durchgeführt wurde. Die 67. Eu-
roconstruct-Konferenz ist für den 4. und 5. Juni
2009 in Warschau geplant. Interessenten können
sich wegen des Programms und der Anmeldeun-
terlagen im Internet informieren (www.ifo.de oder
www.euroconstruct.org) oder sich schon jetzt di-
rekt an das ifo Institut wenden.
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nachdem bereits 2008 ein Rückgang um
rund 20% zu verzeichnen war.

Einen wirklich positiven Wert weist 2009 le-
diglich Polen auf (+ 8%), gefolgt von Tsche-
chien (+ 31/2%) und der Slowakei (+ 2%). In
Westeuropa könnte die Schweiz ein Plus von
knapp 1% erreichen. Von den fünf größeren
westeuropäischen Ländern erwartet Frank-
reich 2010 ein Plus von 2%, Deutschland
einen Anstieg um 1% und Großbritannien ein
Nullwachstum. In Spanien und Italien dürfte
sich der Rückgang mit jeweils rund – 2% fort-
setzen.

Wohnungsbau von Baukrise 
besonders stark betroffen

Die Nachfrageschwäche der nächsten Jahre resultiert so gut
wie ausschließlich aus einer sehr schwachen, meist sogar
noch rückläufigen Nachfrage im Wohnungsbau. Dies macht
ein Vergleich der Anteilswerte für die Jahre 2007 und 2011
sehr deutlich. Danach wird sich der Anteil des Wohnungs-
bauvolumens am gesamten Bauvolumen in nur vier Jahren
von 47 auf 43% verringern. Der Anteil des Nichtwohnbaus
steigt demgegenüber zwischen 2007 und 2011 von 32 auf
33%. Die mit Abstand positivste Entwicklung wird sich im
Tiefbau vollziehen; dessen Anteil dürfte bis 2011 von 21
auf 24% klettern (vgl. Abb. 2).

Im Wohnungsbau weist Deutschland das mit Abstand
größte Bauvolumen auf. Dies ist aber weniger auf die seit
Jahren schwache Neubautätigkeit zurückzuführen, son-
dern in erster Linie auf umfangreiche Renovierungs- und
Modernisierungsaktivitäten. Der Erhöhung der Energie-
effizienz der Wohnungsbestände wird in Deutschland auch
auf der politischen Ebene eine hohe Priorität eingeräumt.
Die größte Bedeutung hat dabei das sog. CO2-Gebäu-
desanierungsprogramm. 2008 wurden mehr als 100 000
zinsgünstige Kredite und Zuschüsse mit einem Volumen
von rund 61/2 Mrd. € zugesagt. Für 2009 wurden die För-
dermittel nochmals aufgestockt, so dass das bereits ho-
he Volumen des Vorjahres sogar noch übertroffen wer-
den dürfte.

Neben Deutschland wird in Westeuropa nur noch Österreich
2011 ein höheres Wohnungsbauvolumen aufweisen als
2007. Demgegenüber werden alle vier analysierten osteu-
ropäischen Länder bis 2011 ihr Wohnungsbauvolumen er-
höhen können. Die Volumina sind aber, mit Ausnahme von
Polen, überaus bescheiden.

2009 werden, nach den Prognosen der Euroconstruct-Ex-
perten, nur Belgien (+ 1%), die Schweiz (+11/2%) sowie
Tschechien (+ 3%) von einem Rückgang im Wohnungsbau

verschont bleiben. Mit Einbrüchen von jeweils gut einem
Viertel wird die Entwicklung in Spanien und Irland beson-
ders dramatisch verlaufen. In diesen beiden Ländern wird
sich das Wohnungsbauvolumen allein in den zwei Jahren
2008 und 2009 etwa halbieren! Kräftige Rückgänge sind
darüber hinaus 2009 noch in Dänemark (– 10%), in Schwe-
den und Finnland (jeweils – 8%), in Großbritannien (– 7%)
sowie in Italien und der Niederlande (jeweils – 6%) zu er-
warten.

Wohnungsbauboom der letzten Jahre hatte 
mehrere Ursachen

Die Nachfrage nach Wohnungen wurde in Europa lange Zeit
von folgenden Einflussfaktoren stimuliert:

– Sinkende bzw. niedrige Zinsen
Insbesondere Italien und Spanien, aber auch Portugal
und Finnland, waren Mitte der neunziger Jahre noch
Hochzinsländer. Die langfristigen Zinsen waren mit rund
12% fast doppelt so hoch wie in Deutschland. Bis zum
Jahr 2000 erfolgte eine starke Konvergenz, und bis 2005
sanken sie sogar auf nur noch 31/2%.

– Steigende Preise für Wohnimmobilien
Allein in Spanien, Großbritannien, Irland, Belgien, Frank-
reich, Schweden und Dänemark stiegen die Immobilien-
preise zwischen 2000 und 2007 um mehr als 100%. Die-
ser Preisboom entfachte auch spekulative Nachfrage.

– Zunahme der Bevölkerung durch Zuwanderung
Von hoher Zuwanderung waren nicht alle Länder in
Europa betroffen. An der Spitze lag Irland, mit einer durch-
schnittlichen jährlichen Zunahme der Bevölkerung durch
Zuwanderung von fast 2% p.a. seit dem Jahr 2000. Die
vergleichbaren Raten betrugen für Spanien immerhin noch
1,2%, für Italien 0,7% und Frankreich 0,6%. Zum Ver-
gleich: In Deutschland stieg die Bevölkerung seit 2000
durch Zuzüge lediglich um 0,1% pro Jahr.
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Dies führte schließlich zu 2,6 Mill. Wohnungsfertigstellungen
in Europa im Jahr 2006; davon fast 1,6 Mill. Einheiten in
Mehrfamiliengebäuden. In vielen Ländern, allen voran Spa-
nien und Irland, kam es zu Überproduktionen, obendrein auf
einem hohen Preisniveau.

Spätestens 2007 bröckelten die Preise. Vielfach wurden
die ersten Preisabschläge noch ignoriert. Aber spätestens
ab dem Sommer 2008 wurde von den meisten der Ernst der
Lage erkannt. Die Leerstände nahmen rapide zu. Wohnungs-
verkäufe waren nur noch mit deutlichen Preisabschlägen
möglich. Schätzungen gehen davon aus, dass beispielswei-
se die Anzahl unverkaufter Wohnungen in Spanien derzeit
bei rund 1 Mill. – oder sogar mehr – Einheiten liegt.

Tiefpunkt der Hauspreise dürfte erst 2010 
erreicht werden

Seit die weltweite Finanzkrise zu einer tiefen Verunsicherung
der gesamten Bevölkerung geführt hat, ist eine Prognose
der weiteren Entwicklung im Wohnungsbau noch schwieri-
ger geworden. So ist es beispielsweise sehr gut möglich,
dass große Teile der verschiedenen Konjunkturprogramme
»verpuffen«, weil die Bevölkerung ihre zusätzlichen Einkom-
men, z.B. aus einer Steuersenkung, nicht konsumieren, son-
dern sparen. Überdies ist die Situation von Land zu Land
recht unterschiedlich – und die Regierungen reagieren auch
nicht alle in gleicher Weise. Die meisten Experten gehen

davon aus, dass der Tiefpunkt bei den Hauspreisen 2010
erreicht werden dürfte. Dann könnte sich ab 2011 die Ar-
beitslosigkeit wieder verringern und sich auch die durch-
schnittlichen Einkommen wieder positiv entwickeln. Die
Schwächephase im Wohnungsbau dürfte sich dann im
Durchschnitt der europäischen Länder im Verlauf des Jah-
res 2011 auflösen.

Hohe Fertigstellungszahlen im 
Wohnungsbau vorerst vorbei

Das heißt, im Jahr 2010 dürften nur noch rund 1 Mill. Woh-
nungen in Mehrfamiliengebäuden fertig gestellt werden –
nach einem Fertigstellungsrekord von fast 1,6 Mill. Einhei-
ten nur drei Jahre zuvor. Im Ein- und Zweifamilienhaussek-
tor ist der Einbruch wesentlich moderater. Nach 1,03 Mill.
Fertigstellungen in 2007 dürften es 2010 immerhin noch
rund 755 000 Wohnungen werden.

Die Wohnungsnachfrage in Europa wurde und wird vor al-
lem von den Veränderungen in zwei Ländern geprägt:
Deutschland und Spanien. Deutschland verzeichnete im
Rahmen des Wiedervereinigungs-Baubooms in den Jah-
ren 1994 bis 1997 mit jeweils rund 500 000 Fertigstellun-
gen Rekordwerte. Seitdem haben sich die Fertigstellun-
gen auf nur noch rund 170 000 im Jahr 2008 zurückge-
bildet. Und sie werden in diesem Jahr mit rund 160 000
Fertigstellungen ihren Tiefpunkt erreichen (vgl. Tab. 1). In
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Tab. 1 
Wohnungsfertigstellungen

a)
 in Europa nach Ländern 2007 bis 2011 

  In 1 000 Wohneinheiten Veränderung in % 
  2007 2008 2009 2010 2011 2011/2008 
Belgien 54,2 48,9 48,4 46,8 44,0 – 10,0 
Dänemark 28,0 28,0 18,0 17,0 18,0 – 35,7 
Deutschland 185,3 171,9 160,2 172,8 193,5 12,6 
Finnland 35,5 31,0 27,0 22,5 22,5 – 27,4 
Frankreich 412,0 398,0 357,0 369,0 372,0 –   6,5 
Großbritannien 203,2 153,0 140,0 148,0 155,0 1,3 
Irland 78,0 43,0 25,0 25,0 28,0 – 34,9 
Italien 299,3 280,7 245,6 203,9 189,2 – 32,6 
Niederlande 80,1 79,0 72,5 65,1 64,1 – 18,9 
Norwegen 31,0 29,0 22,0 18,0 21,0 – 27,6 
Österreich 44,0 45,0 43,0 41,0 41,5 –   7,8 
Portugal 59,8 54,7 51,2 49,4 50,1 –   8,4 
Schweden 36,5 29,5 25,6 27,6 30,3 2,7 
Schweiz 42,6 42,2 43,1 43,9 43,7 3,6 
Spanien 795,0 660,0 300,0 240,0 250,0 – 62,1 
Westeuropa (EC-15) 2 384,6 2 093,8 1 578,7 1 489,9 1 522,8 – 27,3 
Polen 133,8 175,0 153,0 165,0 180,0 2,9 
Slowakei 16,5 17,1 17,6 16,8 16,4 –   4,1 
Tschechien 41,6 42,1 43,4 43,6 45,8 8,8 
Ungarn 36,2 33,0 32,0 32,0 34,0 3,0 
Osteuropa (EC-4) 228,1 267,2 246,0 257,4 276,2 3,4 
Insgesamt 2 612,6 2 361,0 1 824,7 1 747,3 1 799,0 – 23,8 
a) Fertiggestellte Wohnungen in neu errichteten Wohngebäuden (Ein-, Zwei- sowie Mehrfamiliengebäude). 

Quelle: Euroconstruct. 
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den darauf folgenden Jahren dürfte es je-
doch wieder zunehmende Fertigstellungs-
zahlen geben. 

In Spanien kletterten demgegenüber 
die Wohnungsfertigstellungen von rund
220 000 im Jahr 1993 nahezu kontinuier-
lich auf fast 800 000 im Jahr 2007. Das
heißt, im Jahr 2007 wurden in Spanien rund
viermal so viele Wohnungen neu errichtet
wie in Deutschland. Wenn die derzeitigen
Prognosen eintreffen, wird der Abstand zwi-
schen Deutschland und Spanien bis zu Jahr
2011 auf bescheidene 50 000 Wohnungen
sinken.

Großbritannien »glänzt« seit Jahren
mit schwachem Wohnungsneubau

In den weiteren drei großen Ländern verlief die Entwick-
lung deutlich ruhiger. Bemerkenswert ist, dass trotz leb-
hafter Wohnungsbautätigkeit und rasant gestiegener Im-
mobilienpreise das Fertigstellungsvolumen in Großbritan-
nien lediglich im Jahr 2007 die Marke von 200 000 Fertig-
stellungen übertroffen hat – und dabei auch nur geringfü-
gig. Andererseits kletterten die Wohnungsfertigstellungen
in Frankreich und Italien seit Beginn dieses Jahrzehnts sehr
deutlich. Während sich nun die Abschwächung in Frank-
reich auf das Jahr 2009 konzentriert, dürfte sie in Italien
deutlich kräftiger ausfallen und auch die nächsten Jahre
anhalten.

Bei einem Vergleich der Wohnungsfertigstellungen je Ein-
wohner kommen die wesentlichen Unterschiede und Ent-
wicklungen sehr deutlich zutage. Deutschland, mit etwas
mehr als zwei Fertigstellungen je 1 000 Einwohner, erreich-
te 2007 und 2008 nicht einmal mehr die Hälfte des west-
europäischen Durchschnittswertes – rund fünf bis sechs.
Noch kleinere Werte gab es lediglich in Schweden wäh-
rend der neunziger Jahre. 

Von diesem Jahr an werden die Unterschiede zwischen
den einzelnen Ländern jedoch deutlich kleiner. Die Spit-
zenwerte von 21 Fertigstellungen je 1 000 Einwohner in
Irland und fast 18 in Spanien sind passé. Die »neuen« Fer-
tigstellungsniveaus in diesen beiden Ländern sind nun
ungefähr sechs Fertigstellungen je 1 000 Einwohner (vgl.
Abb. 3).

Tiefbau bleibt auf absehbare Zeit die 
treibende Kraft

Der Tiefbau wird in den nächsten Jahren unter den drei Teil-
sparten die mit Abstand beste Entwicklung aufweisen. 2008

dürften sich die Bauleistungen in dieser Sparte um rund
2% erhöht haben: damit wurde der zwölfte Anstieg in un-
unterbrochener Folge erreicht. Seit 1997 erhöhte sich da-
mit das Bauvolumen im Tiefbau um durchschnittlich 2%
pro Jahr. 

In diesem Jahr erwarten die Euroconstruct-Experten in sechs
von 19 Ländern einen Rückgang des Bauvolumens. Die Tief-
bauleistungen dürften daher im Durchschnitt aller analy-
sierten Länder höchstens um etwa 1/2% steigen. Der Aus-
blick auf die Jahre 2010 und 2011 ist jedoch recht optimis-
tisch; für die 19 Länder wird ein durchschnittliches Wachs-
tum von rund 31/2% p.a. erwartet.

Auch im Tiefbau entfällt der mit Abstand größte Teil des
Bauvolumens auf die fünf großen westeuropäischen Län-
der. Vergleicht man die Bauvolumina des Jahres 2007 mit
den für das Jahr 2011 prognostizierten Werten, so erge-
ben sich bei den ersten vier Positionen nur kleine Verän-
derungen. Kleinen Rückgängen in Spanien und Italien ste-
hen bescheidene Zuwächse in Frankreich und Deutsch-
land gegenüber. 

Bemerkenswert ist die Entwicklung in Großbritannien und
Polen (vgl. Abb. 4). So kann Großbritannien nur durch ei-
nen kräftigen Schub bei den Tiefbauinvestitionen um fast
7 Mrd. € auf rund 31 Mrd. € die fünfte Position behaupten.
Dies entspricht einem durchschnittlichen jährlichen Zuwachs
von ca. 6% p.a. in der Periode 2008 bis 2011.

Gleichzeitig werden sich – nach den Schätzungen der Ex-
perten – die Tiefbauaktivitäten in Polen mehr als verdoppeln.
Das bedeutet, dass 2011 bereits 27 Mrd. € in Tiefbauten
investiert werden; nach lediglich 11 Mrd. € im Jahr 2007. In
Wachstumsraten bedeutet dies ein jährliches Plus von durch-
schnittlich 24%.
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Umwelt- und Klimaschutzgesichtspunkte 
gewinnen an Bedeutung

Der Tiefbau dürfte in Europa in den kommenden Jahren
vor allem von folgenden Einflussfaktoren stimuliert 
werden:

– In den meisten Ländern weist die vorhandene Infrastruk-
tur umfangreiche Mängel oder Lücken auf, so dass ein
anhaltend hoher Bedarf an Verbesserungs- und Ausbau-
maßnahmen existiert.

– In zahlreichen Ländern sind kaum noch Spielräume für
die Finanzierung weiterer Bauinvestitionen, so dass neue
Finanzierungs- und Organisationsformen, wie z.B. PPP
und BOT, weiter an Bedeutung gewinnen werden.

– Umwelt- und Klimaschutzgesichtspunkte werden zu stei-
genden Investitionen in erneuerbare Energien wie Was-
ser, Sonne und Wind führen.

– Europaweit ist der Auf- und Ausbau der Telekommuni-
kationsnetze noch lange nicht abgeschlossen.

– Ausgelöst durch die weltweite Finanzkrise haben nahe-
zu alle europäischen Länder Programme zur Stützung
und Belebung der schwächelnden Konjunktur aufge-
legt, deren Schwerpunkt oft bei umfangreichen öffentli-
chen Bauinvestitionen liegt.

Investitionen in Verkehrsinfrastruktur dominieren
Tiefbaumaßnahmen

In den letzten Jahren entfielen knapp 60% der Tiefbaumaß-
nahmen auf die Verkehrsinfrastruktur. Dabei lag der Stra-
ßenbau mit einem Anteil von rund 38% an der Spitze, ge-
folgt vom Eisenbahnbau mit rund 131/2%. Im Infrastruktur-
sektor, der nicht dem Verkehr zugeordnet werden kann, er-
reichen die Investitionen in den Energie- und Wasserbereich

mit 21% den höchsten Anteilswert; auf In-
vestitionen in die Telekommunikationsnetze
entfallen 91/2%.

Obwohl sich die Anteilswerte in den einzel-
nen Ländern zum Teil stark unterscheiden,
verändern sich die Anteile der einzelnen Sek-
toren selbst über einige Jahre hinweg nur ge-
ringfügig.

Bei einer Betrachtung nach Ländern zeigt
sich, dass in Westeuropa im Zeitraum 2008
bis 2011 lediglich fünf Länder ein durch-
schnittliches Tiefbauwachstum pro Jahr
von über 3% aufweisen dürften. Von den
fünf großen Ländern ist lediglich Großbri-
tannien vertreten; hier werden Wachstums-
raten von im Durchschnitt ca. + 61/2% p.a.
erwartet. An der Spitze rangiert Schweden

(+ 7% p.a.), gefolgt von Irland (+ 5% p.a.), Dänemark
(+ 4% p.a.) und Portugal (+ 31/2% p.a.).

Der mit Abstand größte Teil der analysierten westeuropä-
ischen Länder dürfte in den kommenden Jahren lediglich ein
moderates Wachstum aufweisen. Das bedeutet beispiels-
weise, dass sich das Tiefbauvolumen in den Niederlanden
in den vier Jahren bis 2011 um durchschnittlich ca. 1/2% p.a.
erhöht, in Österreich um ca. 21/2% p.a. Innerhalb dieser
Spanne bewegen sich die Entwicklungen in der Schweiz,
Frankreich, Deutschland, Belgien und Norwegen.

Rückläufiger Tiefbau in Spanien und Italien 

In Finnland wird das Tiefbauvolumen – nach einer vorüber-
gehenden Erholung in 2008 – am Ende der Prognoseperi-
ode ähnlich hoch ausfallen wie bereits 2007. Auch zwei der
fünf großen Länder werden bis 2011 einen rückläufigen Trend
aufweisen: Nach den vorliegenden Prognosen dürften sich
die Tiefbaumaßnahmen in Spanien bis 2011 durchschnitt-
lich um rund 1% pro Jahr abschwächen, in Italien sogar
um rund 11/2% pro Jahr.

Unter den vier analysierten osteuropäischen Ländern wird
dagegen nur in einem einzigen mit einer schwachen Ent-
wicklung im Tiefbau gerechnet. So dürften in Ungarn in den
Jahren 2008 und 2009 die Tiefbauaktivitäten um zusammen
rund 20% schrumpfen; 2010 und 2011 wird mit einer leich-
ten Erholung gerechnet. Dagegen weisen die Prognosen für
Tschechien und die Slowakei bis 2011 ein durchschnittli-
ches Wachstum von rund 5% bzw. rund 6% p.a. auf. Der
einsame Spitzenreiter ist jedoch Polen. Hier sollen sich, nach
den Schätzungen der Experten, die Tiefbauaktivitäten zwi-
schen 2008 und 2011 sogar um rund ein Viertel pro Jahr
erhöhen.
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Finanzkrise verstärkt Konjunkturabschwung in
der Baubranche

Vor einem Jahr sagten die Experten noch eine achtjährige
Wachstumsphase – 2003 bis 2010 – voraus. 2008 bis 2010
sollte das europäische Bauvolumen um jeweils rund 11/2%
zulegen. Diese Prognose erschien bereits damals recht op-
timistisch. Nach fünf Jahren – 2003 bis 2007 – mit durch-
schnittlichen Wachstumsraten des europäischen Bauvo-
lumens von ca. 2,2% p.a. hätte nämlich eine Abschwä-
chung in 2008 durchaus ins Bild eines normalen Konjunk-
turzyklus gepasst. Wie die Realität mittlerweile erkennen
ließ, war die Nachfrage in 2008 tatsächlich mit rund 21/2%
rückläufig.

Seit Beginn der neunziger Jahre gab es nur wenige Jahre,
in denen das Bauvolumen in Europa stärker stieg als das
Bruttoinlandsprodukt (BIP). Mit Ausnahme der Phase 2004
bis 2006. Hier schaffte es die Bauwirtschaft in zwei Jahren,
das BIP-Wachstum zu übertreffen, 2005 hatte das BIP erst
nach einer statistischen Revision die Nase vorn. Diese po-
sitive Entwicklung war ganz wesentlich auf die boomende
Wohnungsnachfrage in einigen europäischen Ländern zu-
rückzuführen. Es wäre somit völlig »normal« gewesen, wenn
die Abkühlung nach dieser Überhitzung in 2008 und 2009
sogar mit einem leichten Rückgang der Bauvolumina erfolgt
wäre. Der dramatische Einbruch, der vor allem in 2009 noch
erfolgen wird, ist daher zu einem nicht unwesentlichen Teil
auch auf die negativen Auswirkungen der Finanzkrise zu-
rückzuführen.

Bauprogramme sollen europaweit die Konjunktur
beleben

So gut wie alle europäischen Länder haben bereits im
Verlauf des Jahres 2008 angekündigt, staatliche Program-
me zur Stimulierung der Konjunktur und des Wachstums
aufzulegen. Die EU-Kommission hat sogar ein europa-
weites Programm in Höhe von 200 Mrd. € vorgeschla-
gen, um die Konjunktur anzukurbeln. Dabei sind, neben
Steuersenkungen, fast überall Fördergelder für Baumaß-
nahmen vorgesehen, in erster Linie Investitionen in die In-
frastruktur.

Die umfangreichsten Programme sind, wie zu erwarten, in
den größten Ländern vorgesehen. Aber es ist sehr schwie-
rig, die jeweils baurelevanten Anteile herauszurechnen – oder
gar die Beträge einzelnen Jahren zuzuordnen. Erschwerend
kommt nämlich hinzu, dass Politiker gerne große Zahlen ver-
künden. Also fasst man die Gelder gleich mehrer Jahre zu-
sammen oder schließt Maßnahmen mit ein, die bereits fest
eingeplant waren, nun aber lediglich um einige Monate vor-
gezogen werden. Oder es werden bereits zugesagte EU-
Gelder mit einbezogen.

Von dem geplanten 50 Mrd. € Programm in Deutschland
sind 18 Mrd. € in 2009 und 2010 für Infrastrukturbauten
sowie Baumaßnahmen an öffentlichen Gebäuden, insbe-
sondere Schulen und Hochschulen, vorgesehen. Damit die
Investitionen rasch umgesetzt werden können, soll auch das
Vergaberecht für Aufträge befristet gelockert werden.

Umfangreiche staatliche Baumaßnahmen in den
fünf größten Ländern vorgesehen

Das Konjunkturpaket in Frankreich dürfte eine ähnliche Grö-
ßenordnung aufweisen. Hier sollen ca. 10 Mrd. € in Infra-
strukturprojekte fließen, schwerpunktmäßig in den Ausbau
des Glasfasernetzes für schnellere Internetverbindungen.
Zusätzlich will der Staat Tausende Wohnungsbauprojekte
übernehmen, für die infolge der Finanzmarktkrise private
Investoren fehlen.

Das Konjunkturpaket in Großbritannien wird rund 25 Mrd. €
kosten, wobei bereits die 13-monatige Senkung des Mehr-
wertsteuersatzes von 17,5 auf 15% zu Mindereinnahmen
für den Staat von rund 15 Mrd. € führen dürfte. Für Bauin-
vestitionen bleiben nur 3,5 Mrd. €. Damit sollen Investitionen
in Straßen, Schulen sowie den Wohnungsbau vorgezogen
werden. Italien hat angekündigt, für 2009 und 2010 rund
80 Mrd. € zur Wiederbelebung der Konjunktur bereitzustel-
len; davon stammen aber rund 40 Mrd. € aus Förderpro-
grammen der EU. 16 Mrd. € sollen in den Ausbau der Infra-
struktur fließen, unter anderem in den Autobahnbau. Mit
mehreren milliardenschweren Konjunkturprogrammen
kämpft Spanien gegen den Wirtschaftsabschwung. Von den
vorgesehenen insgesamt rund 40 Mrd. € sollen auch In-
vestitionen in die Infrastruktur sowie den Wohnungsbau vor-
genommen werden.

In den Niederlanden plant die Regierung ein 6 Mrd. € schwe-
res Konjunkturprogramm. Die Bauwirtschaft soll dabei nur
indirekt partizipieren. So verbessern sich die Abschreibungs-
möglichkeiten für Investitionen. Bauprojekte und Infrastruk-
turvorhaben sollen vorgezogen und schneller umgesetzt wer-
den. Ähnliches gilt auch für Belgien, das ein Konjunkturpa-
ket über 2 Mrd. € vorlegen möchte. Neben der Beschleu-
nigung von Infrastrukturinvestitionen wird der Mehrwertsteu-
ersatz für Neubauten von 21 auf 6% gesenkt.

Das Konjunkturprogramm Portugals umfasst ein Volumen
von 2,2 Mrd. €. Im Mittelpunkt stehen Investitionen in Schu-
len und alternative Energien. Die beiden Konjunkturprogram-
me in Österreich dürften rund 3 Mrd. € erreichen. Davon
könnten knapp 1 Mrd. € der Bauwirtschaft zugute kommen,
hauptsächlich für den Eisenbahnbau.

Die Regierung von Finnland möchte ein Konjunkturpaket
in der Größenordnung von 2 Mrd. € realisieren. Dabei soll

i fo  Schne l ld ienst  2/2009 –  62.  Jahrgang

26



Daten und Prognosen

der Bau von Mietwohnungen gefördert sowie in Bildungs-
einrichtungen investiert werden. Schweden stellt 3,1 Mrd. €
für Konjunktur fördernde Reformen bereit. Unter anderem
sind auch Investitionen in die Infrastruktur, vor allem in den
Straßenbau, vorgesehen.

Die beiden anderen skandinavischen Länder, Norwegen
und Dänemark, planen keine Konjunkturprogramme. Sie
befinden sich wirtschaftlich in einer komfortablen Situati-
on. In Dänemark erhalten die Kommunen allerdings von
der Regierung zusätzlich 170 Mill. € für den Bau und die
Renovierung öffentlicher Gebäude. Auch die Schweiz er-
achtet bislang die Auflegung eines Konjunkturprogramms
für nicht notwendig. Anders ist die Situation in Irland. Hier
sieht die Regierung keinen finanziellen Spielraum für ein ei-
genes Konjunkturpaket. Priorität hat die Haushaltskonso-
lidierung.

Osteuropa – noch – nicht im »Programmrausch«

Auch die vier analysierten osteuropäischen Staaten beab-
sichtigen nicht, Konjunkturprogramme aufzulegen – wenn-
gleich aus jeweils unterschiedlichen Gründen. So läuft in Po-
len bereits ein umfangreiches Investitionsprogramm, bedingt
durch den EU-Beitritt sowie die Fußball-Europameisterschaft
2012. Dadurch fließt bereits viel Geld in Autobahnen, Schnell-
straßen, Flughäfen und das Schienennetz. Zwischen 2007
und 2013 profitiert Polen von EU-Fördergeldern in Höhe von
rund 67 Mrd. €. 

Tschechien sieht derzeit keine Notwendigkeit für Konjunk-
tur stützende Maßnahmen. Dies könnte sich ändern, falls
das Wirtschaftswachstum 2009 unter 2% fällt. Die Regie-
rung der Slowakei möchte weiterhin in erster Linie die Staats-
ausgaben senken – und denkt derzeit also auch nicht an
Programme. Und Ungarn ist gerade erst vom Internationa-

len Währungsfonds und der EU vom drohenden Staatsbank-
rott gerettet worden. Im Gegenzug muss die Regierung nun
Ausgaben kürzen – und hat somit keine Spielräume für Kon-
junkturprogramme.

Berücksichtigt man, dass ein großer Teil dieser Baumaßnah-
men erst mit einiger zeitlicher Verzögerung baurelevant wer-
den dürfte, so werden viele Milliarden dieser Programme
wohl erst 2010 investiert werden. Es könnte sich somit ein
ähnlicher Effekt wie 1993/94 ergeben: Nach einer Null-Run-
de in 1992 und einem scharfen Rückgang des europäischen
Bauvolumens in 1993 (– 31/2%) übertraf der Anstieg der Bau-
maßnahmen 1994 mit fast 3% das BIP-Wachstum, das le-
diglich + 21/2% erreichte. Nach einigen negativen Progno-
seüberraschungen für 2008 und 2009 könnte es somit 2010
zu einer positiven kommen (vgl. Abb. 5).

Literatur
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Dieser kurze Länderüberblick schließt sich
einer Reihe1 an, die einige bedeutende In-
dustrie- und Schwellenländer anhand wich-
tiger Globalisierungsindikatoren präsentiert.
Die Darstellung der russischen Wirtschafts-
daten bezieht sich auf die Jahre 2001 bis
zum aktuellen Rand. Um die Vergleichbar-
keit zu gewähren, wird auf internationale Sta-
tistiken zurückgegriffen.

Eckdaten

Russland erstreckt sich über eine Landflä-
che von ca. 17 Mill. km2 und ist damit be-
zogen auf die räumliche Ausdehnung so groß
wie China und die USA zusammen. Die rus-
sische Bevölkerung wird auf rund 141 Mill.
geschätzt. Aktuell wird mit einem leichten Be-
völkerungsrückgang gerechnet. Für den An-
teil von Immigranten an der russischen Be-
völkerung konnte in der Zeit von 2000 bis
2005 ein leichtes Plus von 3,8% verzeich-
net werden. 2005 wurde ein Anteil von 8,4%
ausgewiesen. Die Nettomigration ist in die-
sem Zeithorizont hingegen deutlich zurück-
gegangen. 2000 wanderten noch 2,2 Mill.
Ausländer zu (2005: 0,9 Mill.) (vgl. CIA 2008
und Weltbank 2008).

Das Bruttoinlandsprodukt

Im Jahr 2007 hatte die russische Volkswirt-
schaft ein Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Hö-
he von 1 290 Mrd. US-Dollar in laufenden
Preisen erzielt. Gemessen in Kaufkraftpari-
täten entspricht dies einem Wert von
2 090 Mrd. US-Dollar (2001: 1 206 Mrd. US-Dollar). Somit
konnte Russland 2001 einen Anteil von 2,8% zum weltwei-
ten BIP beitragen. Im Jahr 2007 wurde ein Anteil von 3,2%
erzielt. Pro Person konnte im Jahr 2007 ein BIP in Höhe
von 14 705 US-Dollar in Kaufkraftparitäten erwirtschaftet
werden. 2001 lag dieser Wert bei 8 243 US-Dollar. Dies ist
eine Steigerung um 78,4% (vgl. IWF 2008a).

Der Welthandel und Indikatoren der 
Handelsbilanz

Auch Russland hat sich nicht gegen den Trend im Welt-
handel gestellt und kann hier seit der Jahrtausendwende

stetig wachsende Bestände in den Statistiken verzeich-
nen. So wurde 2001 ein Wert von 113 Mrd. US-Dollar ins
Ausland exportiert. Importiert wurden 74 Mrd. US-Dollar.
Zusammengerechnet hat Russland 2001 einen Anteil von
1,2% zum Welthandel beigetragen. Im Jahr 2007 wurde
dieser Anteil auf 2,0% erhöht (vgl. Abb. 2). Die Exporte
haben hierzu mit einem Wert von 394 Mrd. US-Dollar, die
Importe mit 281 Mrd. US-Dollar beigesteuert. Entgegen
dieser positiven Entwicklung ist der Offenheitsgrad als Ver-
hältnis der Summe aus Exporten und Importen zum BIP
gesunken. Wurden 2001 noch 60,9% des BIP durch den
Welthandel erzielt, konnte 2007 nur ein Offenheitsgrad von
52,4% ereicht werden. Verantwortlich hierfür ist das über-
proportionale Wachstum des russischen BIP. Zur russi-
schen Handelsbilanz lässt sich feststellen, dass sie 2001
einen Saldo von 40 Mrd. US-Dollar auswies und im Jahr
2007 auf 113 Mrd. US-Dollar angestiegen ist (vgl. WTO
2008 und IWF 2008a).

Christoph Zeiner

Ausgewählte Länder und ihre weltwirtschaftliche 
Verflechtung: Russland

Russischer Anteil am weltweiten Bruttoinlandsprodukt 
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 Waren und Dienstleistungen.
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Abb. 2

1 Im ifo Schnelldienst Nr. 17/2008 wurde zu Beginn der Länderpräsenta-
tionen Deutschland vorgestellt (vgl. Zeiner 2008). Zum Begriff Globalisie-
rung vgl. ebenfalls Zeiner (2008, FN 1).
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Der internationale Finanzmarkt und Indikatoren
der Kapitalbilanz

Internationaler Devisenhandel

Die Bedeutung Russlands für den internationalen Devisen-
markt ist gering, es lässt sich aber eine steigende Tendenz
erkennen. Im Tagesdurchschnitt im April 2001 wurden
10 Mrd. US-Dollar russischer Devisen am Markt getauscht.
2007 wurden auf Grundlage dieser Messbasis Devisen im
Wert von 50 Mrd. US-Dollar gehandelt. Ein Blick auf das
Währungsranking zeigt die abgeschlagene Position des Ru-
bel. Mit 0,8% Beteiligung am Devisenhandel belegt die rus-
sische Währung einen hinteren Platz in der BIZ-Rangliste für
das Jahr 2007 (vgl. BIZ 2007).

Ausländische Direktinvestitionen

Die ausländischen Direktinvestitionen (ADI)
stellen einen weiteren Indikator der weltwirt-
schaftlichen Verflechtung eines Landes dar.
Die Zahlen zu den ADI zeigen für Russland
ein eindeutiges Bild auf (vgl. Abb. 3). Im 
Jahr 2001 haben russische Unternehmen
2,5 Mrd. US-Dollar in Form von ADI ins Aus-
land investiert. Das machte einen Anteil der
weltweiten Outward-ADI in Höhe von 0,3%
aus. 2007 wurden 46 Mrd. US-Dollar inves-
tiert. Russland steuerte damit einen Welt-
anteil von 2,3% bei. Neben diesen Strom-
größen werden Bestandsgrößen der ADI er-
fasst. Während bis ins Jahr 2001 44 Mrd.
US-Dollar ins Ausland investiert wurden, ist
2007 ein Bestand von 255 Mrd. US-Dollar
erreicht worden. Dies macht einen Weltan-
teil von 1,6% aus. 

Auf der anderen Seite haben ausländische
Unternehmen in Russland investiert. Diese
ADI schlagen sich im Jahr 2001 mit insge-
samt 53 Mrd. US-Dollar in der russischen Bi-
lanz nieder. 2007 konnte dieser Bestand auf
324 Mrd. US-Dollar ausgebaut werden. Der
Weltanteil an eingehenden ADI ist somit von
0,9% auf 2,1% gestiegen. Für die Strom-
größen der eingehenden ADI lässt sich fest-
halten, dass 2001 3 Mrd. US-Dollar nach
Russland geflossen sind. 2007 lag der In-
vestitionsbetrag bei 52 Mrd. US-Dollar. 

Abgerundet soll der Blick auf diesen Indika-
tor wieder mit dem Offenheitsgrad werden.
Auf Basis der beiden Bestandsgrößen der
ADI im Verhältnis zum BIP ergibt sich für
2001 ein Wert von 31,7%. 2007 wurde da-
gegen ein Offenheitsgrad von 44,9% erzielt.

Die Betrachtung des Offenheitsgrads auf Basis der Strom-
größen zeigt ein gleiches Bild auf. Mit 1,7% im Jahr 2001
ist dieser Indikator zum Jahr 2007 auf 7,6% angestiegen
(vgl. UNCTAD 2008 und IWF 2008a).

Portfolioinvestitionen

Für die Portfolioinvestitionen auf dem russischen Markt zeigt
sich kein klares Bild (vgl. Abb. 4). Während sich die ausländi-
schen Investoren zwischen 2001 und 2005 mit neuen Inves-
titionen deutlich zurückgehalten haben, wurde im Jahr 2007
ihr bis dahin zurückgestellter Investitionsbedarf nachgeholt.
So wurden 2001 noch 700 Mill. US-Dollar aus ausländischen
Investitionen abgezogen. Im Jahr 2007 wurden Portfolioin-
vestitionen in Höhe von 17 Mrd. US-Dollar in den russischen

Tab. 1 

Russland: ausgewählte Länderindikatoren 

Eckdaten  

Landfläche 17 Mill. km
2
 

Bevölkerung 141 Mill. 

  
  
  

  2000 2005 
2000–
2005

a)
 

Immigranten  
(Anteil an der Gesamtbevölkerung) 8,1 8,4 3,8 

Nettomigration in Mill. 2,2 0,9 – 58,2 

  2001 2007 
2001–
2007

a)
 

BIP (Mrd. US-$, KKP
b)
) 1 206 2 090 73,3 

BIP pro Einwohner (US-$, KKP) 8 243 14 705 78,4 

Anteil am Welt-BIP (%, KKP) 2,8 3,2 14,5 

Handelsbilanz 2001 2007   

Exporte
c)
 (Mrd. US-$) 113 394   

Importe
c)
 (Mrd. US-$) 74 281   

Offenheitsgrad (%) 60,9 52,4   

Welthandelsanteil (%) 1,2 2,0   

Handelsbilanzsaldo (Mrd. US-$) 40 113   

Kapitalbilanz 2001 2007   

Devisenhandel (Mrd. US-$) 10 50   

Anteile des Rubel an allen  
Devisentransaktionen (%) 0,4 0,8   

Ausländische Direktinvestitionen
d)

 2001 2007   

Bestand (Mrd. US-$) 97 579   

Offenheitsgrad 31,7 44,9   

Weltanteil 0,8 1,9   

Ströme (Mrd. US-$) 5,3 98,1   

Offenheitsgrad 1,7 7,6   

Weltanteil 0,3 2,6   

Portfolioinvestitionen 2001 2007   

Aktiva (Mrd. US-$) 0,08 – 10   

Passiva (Mrd. US-$) – 0,7 17   

Offenheitsgrad 0,3 2,1   
a)
 Wachstum in Prozent. – 

b)
 Kaufkraftparitäten. – 

c)
 Waren und Dienstleis-

tungen. – 
d)
 Summe inländischer und ausländischer ADI. 

Quelle: BIZ; CIA; IWF; UNCTAD; Weltbank; WTO. 
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Wirtschaftsraum investiert. Deutlich schwächer sind die
Schwankungen bei russischen Investitionen, die im Ausland
angelegt werden. In den Jahren von 2001 bis 2005 war hier
eine deutliche Richtung, hin zu mehr Portfolioinvestitionen, er-
kennbar. Zu einer extremen Abnahme kam es 2006. Nach-
dem hier Finanzmittel in Höhe von rund 6 Mrd. US-Dollar ab-
flossen, wurde 2007 mit einem Wert von 10 Mrd. US-Dollar
fast wieder das Niveau aus dem Jahr 2005 erzielt.

Zum Abschluss darf noch die Summe beider Bilanzpositio-
nen zum BIP ins Verhältnis gesetzt werden. Der finanzielle
Offenheitsgrad erreichte 2007 2,1%. Im Jahr 2001 waren es
lediglich 0,3% (vgl. IWF 2008a und IWF 2008b).
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